
Teilprotokoll – Kantonsrat, 126. Sitzung vom 28. Juni 2021 

2. Klimaschutz: Schutzartikel in die Verfassung 

Antrag der Kommission für Staat und Gemeinden vom 16. April 2021 zur parla-

mentarischen Initiative Beat Bloch 

KR-Nr. 232/2018 

 

Stefan Schmid (SVP, Niederglatt), Präsident der Kommission für Staat und Ge-

meinden (STGK): Ich spreche zum gesamten Geschäft, nicht nur zum Eintreten.  

Die Kommission für Staat und Gemeinden beantragt – neben Eintreten zum Ge-

schäft – dem Kantonsrat mit 11 zu 4 Stimmen, der geänderten parlamentarischen 

Initiative KR-Nr. 232/2018 von Kantonsrat Beat Bloch zuzustimmen. Dabei soll 

die Zürcher Kantonsverfassung um einen Klimaschutzartikel ergänzt werden. 

Neu soll in der Verfassung festgelegt werden, dass Kanton und Gemeinden sich 

für die Begrenzung des Klimawandels und dessen Auswirkungen einsetzen müs-

sen. Dabei haben Kanton und Gemeinden die Ziele des Bundes und der für die 

Schweiz verbindlichen internationalen Abkommen zu berücksichtigen, insbeson-

dere sind die Massnahmen darauf auszurichten, die Treibhausgasemissionen bis 

zur Treibhausgasneutralität zu vermindern. Weiter haben Kanton und Gemeinden 

dafür zu sorgen, dass geeignete Massnahmen – namentlich in den Bereichen Sied-

lungsentwicklung, Gebäude, Verkehr, Land- und Forstwirtschaft sowie Industrie 

und Gewerbe – umgesetzt werden. Weiter soll der neue Verfassungsartikel Kan-

ton und Gemeinden ermächtigen, die Entwicklung und Anwendung von Techno-

logien, Materialien und Prozessen zu fördern, die zum Klimaschutz und zur An-

passung an den Klimawandel beitragen.  

Zum Hergang der PI: Die Initiative betreffend Klimaschutz und dem Schutzartikel 

wurde, wie erwähnt, von Beat Bloch am 20. August 2018 zusammen mit Mitun-

terzeichnenden eingereicht. Der Kantonsrat hat sodann am 6. Januar im Jahr 2020 

die PI mit 92 Stimmen vorläufig unterstützt und der Kommission für Staat und 

Gemeinden zugewiesen. Die Kommission nahm die Beratung in Anwesenheit ei-

ner Delegation der Baudirektion am 6. März im vergangenen Jahr auf. Der Er-

stunterzeichner erhielt Gelegenheit, das Anliegen zu begründen und zu erläutern. 

In der Folge wurden verschiedene Anhörungen durchgeführt. Die Beratung wurde 

am 13. November des letzten Jahres vorläufig abgeschlossen. Die Kommission 

hatte dabei mehrheitlich den Beschluss gefasst, die PI Bloch im ursprünglichen 

Wortlaut zu ändern, das Anliegen aber grundsätzlich zu unterstützen, wobei die 

ursprüngliche PI Bloch einstimmig abgelehnt wurde. Diese sah im ursprünglichen 

Wortlaut vor, erstens, die Begrenzung des Anstiegs der globalen Durchschnitts-

temperatur auf deutlich unter 2 Grad Celsius über dem vorindustriellen Niveau; 

zweitens, die Stärkung der Fähigkeit, sich durch eine Förderung der Klima-Resis-

tenz an die nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels anzupassen; drittens, 

die Vereinbarkeit der Finanzströme zum Thema besser zu steuern. Die Ausgestal-

tung der Verfassungsnorm wurde von der Kommission unter Beizug der Delega-

tion der Baudirektion sowie eines Experten im Klimaschutzrecht vertieft beraten 
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und entsprechend angepasst; er liegt Ihnen nun so vor. Diskutiert wurde dabei 

auch explizit die Nennung des Verursacherprinzips. Soweit zu den Beratungen. 

Die Kommissionsmehrheit anerkennt die Wichtigkeit und Dringlichkeit der The-

matik und erachtet es als folgerichtig, eine Klimanorm in den Aufgabenkatalog 

der Kantonsverfassung aufzunehmen, dies in Anlehnung an die bestehende Norm 

zum Naturschutz. Diese soll Zielvorgaben machen sowie einen Auftrag zu staat-

lichem Handeln konkret erteilen. Zwar kennt die Kantonsverfassung des Kantons 

Zürich keinen Verfassungsvorbehalt, weshalb Handeln auch ohne Verfassungs-

bestimmung möglich ist. Gemäss der Kommissionsmehrheit ist es aber angezeigt, 

die unterschiedlichen Bestrebungen gesetzgeberischer und politischer Natur unter 

eine übergeordnete Verfassungsnorm zu stellen. Eine eigenständige Norm – ne-

ben dem Naturschutz – wird als erforderlich erachtet, da die Klimathematik As-

pekte umfasst, die über den blossen Umweltschutz hinausgehen.  

Eine Minderheit – bestehend aus der FDP-Deputation –, vertreten durch Hans-

Peter Brunner, hat in der Kommission der geänderten PI vorbehältlich der 

Schlussabstimmung einstweilen zugestimmt. Die geänderte PI werde grundsätz-

lich unterstützt, auch wenn der Klimaschutz vom bestehenden Umweltschutzarti-

kel wohl bereits abgedeckt und eher dort zu verorten sei. Die erwähnte Minderheit 

beantragte in der Kommission aber, Absatz 2 der geänderten PI um den Aspekt 

des Verursacherprinzips zu ergänzen. Die entsprechende Eigen- oder Mitverant-

wortung aller sei durch die ausdrückliche Erwähnung des Verursacherprinzips auf 

Verfassungsstufe zu verankern.  

Eine weitere Minderheit lehnt das Anliegen der PI und somit sowohl die ursprüng-

liche PI als auch die geänderte PI ab. Die Verankerung einer Klimaschutznorm in 

der Verfassung sei Symbolgesetzgebung. Das Anliegen der PI sei vom Bundes-

recht und auch von der Kantonsverfassung inhaltlich hinreichend abgedeckt. Ins-

besondere umfasse die bestehende Verfassungsnorm zum Umweltschutz auch das 

Klima, da das Klima ein Aspekt des Umweltschutzes sei. Schliesslich wurde auf 

allfällig drohende, nicht konkretisierte Kosten durch die geplante finanzielle För-

derung hingewiesen und Zweifel an der Umsetzbarkeit des Netto-Null-Ziels ge-

äussert. In ähnlichem Sinn positionierte sich auch seinerzeit der Zürcher Gemein-

depräsidentenverband, welcher auch angehört wurde; zwar anerkennen die Zür-

cher Gemeinden respektive der Gemeindepräsidentenverband die Thematik von 

Klimaschutz und -resilienz sowie Nachhaltigkeit als Zielsetzung im Rahmen des 

generellen Umweltschutzes, lehnt aber eine explizite Verfassungsnorm diesbe-

züglich grundsätzlich ab  

Die Regierung hat sich zum Antrag der STGK am 3. Februar dahingehend ver-

lauten lassen, dass er es begrüsst, die entsprechende Verfassungsnorm in die Kan-

tonsverfassung aufzunehmen. Damit würden der Klimaschutz und die Anpassung 

an den Klimawandel auf Stufe der Kantonsverfassung ausdrücklich verankert. Es 

handelt sich dabei um wichtige langfristige Ziele des Kantons, soweit die Regie-

rung, weshalb die Aufnahme in die Verfassung gerechtfertigt sei. 

Zum Antrag Brunner äusserte sich die Regierung ebenfalls: Die Formulierung 

weise auf das Verursacherprinzip hin, ohne den Gesetzgeber in jedem Fall daran 

zu binden. Da der Gesetzgeber bei der Regelung einer bestimmten Massnahme 
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ohnehin eine Entscheidung bezüglich deren Finanzierung treffe und sich entweder 

für oder gegen das Verursacher- oder für das Gemeinlastprinzip aussprechen 

müsse oder könne, sei der vorgeschlagene Zusatz auf Verfassungsebene entbehr-

lich, also insofern nicht nötig. Allerdings erwähnt die Regierung auch, dass mit 

Blick auf die bereits geltenden Bestimmungen der Kantonsverfassung festzuhal-

ten sei, dass das Verursacherprinzip auch im Umweltschutzartikel Eingang in die 

Kantonsverfassung gefunden habe.  

Die STGK hat letztendlich den Bericht der Regierung in den Monaten März und 

April diskutiert und die Schlussabstimmungen vorgenommen und dem neuen 

Verfassungsartikel mit 11 zu 4 Stimmen zugestimmt, wobei ein Teil dieser Mehr-

heit am Antrag zum Verursacherprinzip festhalten will und dementsprechend ei-

nen eigenen Antrag stellt. 

Soweit die Ausführungen seitens des Präsidiums der STGK. Ich freue mich auf 

die Debatte. Besten Dank. 

 

Minderheitsantrag von Erika Zahler, Diego Bonato, Stefan Schmid, Christina 

Zurfluh Fraefel: 

I. Die parlamentarische Initiative KR-Nr. 232/2018 von Beat Bloch wird abge-

lehnt. 

 

Erika Zahler (SVP, Boppelsen): Der Umwelt und dem Klima Sorge tragen, das 

ist ein Ansinnen, dass niemanden kalt lässt. Wir alle wollen für uns alle und die 

zukünftigen Generationen eine intakte Umwelt, zu der auch das Klima gehört.  

Mit der parlamentarischen Initiative KR-Nr. 232/2018 und einer Ergänzung im 

Artikel 102 betreffend Klimaschutz stellt sich heute ernsthaft die Frage, auf wel-

cher Ebene eine solche Regelung verankert werden soll oder muss. Die heute ge-

forderte Anpassung in der Kantonsverfassung soll dem Klimaschutz noch mehr 

Rechnung tragen, was schlussendlich als Konsequenz für den Kanton Zürich eine 

Verschärfung gegenüber den Bundesbestimmungen bedeuten würde – Mitunter-

zeichner war damals auch der heutige Regierungsrat Martin Neukom. Die Initia-

nten weisen in ihrem Vorstoss auf den Hitzesommer 2018 hin, dass dieser besorg-

niserregend war. Weiter machen sie geltend, dass der Kanton Zürich über hervor-

ragende Institutionen verfüge; genannt wurden die Universität und die ETH, wel-

che in Sachen Forschung und Technik einen grossen Beitrag an die Fortschritte 

leisten. Diese Institutionen sind in Sachen Forschung tatsächlich sehr gut aufge-

stellt. Gefragt sind Innovationen aus Wirtschaft und ein Umdenken in der Bevöl-

kerung; positive Impulse sollen denn auch aus diesen Kreisen erfolgen. Die Ver-

gangenheit hat gezeigt, dass Fortschritte durchaus auch ohne einen erweiterten 

Klimaartikel erfolgen können. Die SVP fordert eine sozialverträgliche Lösung des 

Problems und lehnt aus diesem Grund diesen Artikel in der Kantonsverfassung 

wie auch abweichende Varianten ab. 

Unsere Kantonsverfassung soll ein Regelwerk sein, dass klar und deutlich im 

Sinne der Machbarkeit ausgearbeitet ist, sie soll nicht überladen sein, bereits ge-

regelte Themen sollen nicht wiederholt werden und nicht von Symbolpolitik ge-
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trieben werden. Immer wieder können die Politiker dieser Versuchung nicht wi-

derstehen und wollen auf Kantonsebene Spuren hinterlassen. Wir sind der Mei-

nung, dass dies auf Bundesebene geregelt ist und nicht in eine Kantonsverfassung 

gehört. Auch befürchten wir, dass es den Wirtschaftskanton Zürich und damit un-

sere KMU sowie sämtliche Unternehmen im Kanton Zürich unnötig schwächt. 

Die Folge davon ist eine Wettbewerbsverzerrung unter den einzelnen Kantonen. 

Von Vorteil und Vorreiterrolle kann da sicher nicht die Rede sein, denn schluss-

endlich sind es die Arbeitnehmer, die die Zeche bezahlen müssen, indem die Un-

ternehmen in andere Kantone abwandern oder sogar ins Ausland. Mit einer Ver-

schärfung im Kanton Zürich wird eine Negativspirale in Gang gesetzt, die mit 

Bestimmtheit nicht alle mittragen werden. Wer trägt die Konsequenzen und wel-

che Bereitschaft ist in der Bevölkerung, wenn es um die Wurst geht? Damit mei-

nen wir natürlich das eigene Portemonnaie und den persönlichen Beitrag mit Ein-

schränkungen. Die letzte Abstimmung vom 13. Juni lässt grüssen, waren es doch 

die Jungen, die den grössten Anteil zur Ablehnung des CO2-Gesetzes beigetragen 

haben.  

Also sprechen wir von einer Symbolpolitik. Auf verträgliche Art einen Wandel 

herbeiführen und realistische Ziele verfolgen, das ist unser Ansatz; nicht Umver-

teilaktionen und Bestrafung, Diktate oder durch Gebührenauferlegung. So wird 

der Mittelstand und der untere «working poor» bestraft. Wo bleibt da die Sozial-

verträglichkeit, die von der linken Seite so hochgehalten wird? Damit fördern wir 

eine Zweiklassengesellschaft. Und fragen Sie sich doch einmal, ob es Sinn macht, 

dass jeder Kanton ein eigenes «Zügli» fährt. Das Chaos betreffend Bestimmungen 

und Gesetzen ist damit vorprogrammiert. Hier sind ein gesamtschweizerisches 

Denken und Handeln gefordert. Und dem Bürger soll auch transparent aufgezeigt 

werden, welches Preisschild die Verschärfungen haben werden. Man spricht 

heute von der Reduzierung des Energieverbrauchs und zur gleichen Zeit wird aber 

im Zuge des Bevölkerungszuwachses und des Digitalisierungszeitalters immer 

mehr Strom verbraucht. Steht das nicht in einem krassen Widerspruch?  

Zum Schluss möchte ich noch ein Beispiel aufzeigen, welches von der Eigenini-

tiative der Bevölkerung zeugt: In meiner Wohngemeinde hat vor Kurzem ein Bau-

herr ein grosses Wirtschaftsgebäude aus CO2-neutralem Baustoff – man nennt es 

Holz – fertiggestellt. Und er nutzt sogar noch die einheimische Energie, die 

Sonne; das Dach des grossen Gebäudes ist mit Solarzellen bestückt. Das alles 

wurde in eigener Initiative umgesetzt. Der Staat greift regulatorische immer mehr 

in die Freiheiten ein und immer öfter kommt der Griff in die Taschen des Bürgers. 

Er verursacht damit eine Umverteilaktion. Die SVP steht hinter dem Bürger und 

den Unternehmen, welche per se in der aktuellen Corona-Zeit (Covid-19-Pande-

mie) sehr gefordert sind. 

Der Eintrag in die Kantonsverfassung ist reine Symbolpolitik. Denn der Bund hat 

auf übergeordneter Stelle dies bereit geregelt, indem er auch das Pariser Abkom-

men unterschrieben hat.  

Wir lehnen diese PI ab.  
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Nicola Yuste (SP, Zürich): Die PI für einen Klimaschutzartikel in der Verfassung 

hat sich geändert, seit wir sie das letzte Mal im Rat besprochen haben. Was sich 

nicht geändert hat, ist die Verantwortung, die die Schweiz und der Kanton Zürich 

tragen, nun dringender denn je Massnahmen gegen die steigende Erderwärmung 

zu treffen. Dank dem – gegen den Willen des Zürcher Stimmvolks – abgelehnten 

CO2-Gesetz können wir uns noch weniger auf die Bundespolitik verlassen. Däum-

chen drehen und den Finger auf andere zeigen wird uns rein gar nichts bringen. 

Und gerade die SVP möchte ich daran erinnern, dass in der Schweiz insbesondere 

die Landwirtschaft unmittelbar von den Veränderungen des Klimas betroffen ist. 

Lange Trockenzeiten in den vergangenen Sommern hatten gemäss dem Schwei-

zer Bauernverband Futterknappheiten zur Folge, und die Bewässerung von sen-

siblen Kulturen lief auf Hochtouren. Weil viele kleinere und mittlere Fliessgewäs-

ser austrockneten, kam es gebietsweise zu Versorgungsengpässen. Auch Wetter-

extreme wie starker Hagel, Stürme oder Überschwemmungen setzen den Bauern-

familien ganz besonders zu und werden im Zuge des Klimawandels noch zuneh-

men.  

Können wir aus Zürich heraus die Welt retten? Nein, wahrscheinlich nicht. Aber 

wir müssen unser Möglichstes tun. Wenn nicht einmal der wohlhabende Kanton 

Zürich auf erneuerbare Energien setzen und die Treibhausgasemissionen wirksam 

begrenzen kann, wie sollen wir das dann von anderen Regionen der Welt erwar-

ten? Ausserdem kann der Kanton Zürich sehr wohl eine bedeutende Rolle spielen. 

Wenn wir es richtig anstellen, können hier nachhaltige Technologien entstehen, 

die schon bald auf der ganzen Welt zum Einsatz kommen. Und ich würde behaup-

ten, liebe Erika, dass dies die Arbeitsplätze im Kanton schützen und nicht vermin-

dern wird, ich würde sogar von einer Positivspirale sprechen. Aber die Technolo-

gie alleine wird das Klima nicht retten. Wir müssen sie einsetzen und Treibhaus-

gasemissionen drastisch reduzieren, um den nötigen Kurswechsel hinzukriegen, 

auch wenn uns das etwas kosten wird. Der neue Verfassungsartikel ist eine der 

politischen Weichen, der diesen Kurswechsel ermöglichen soll. In dem wir den 

Klimaschutz explizit als Aufgabe des Kantons in der Verfassung verankern, neh-

men wir uns, das Parlament, sowie Regierung und Verwaltung von Kanton und 

Gemeinden in die Pflicht, die Treibhausgasemissionen bis zur Treibhausgasneut-

ralität zu verringern. Als Parlament geben wir uns damit den klaren Auftrag, un-

sere Gesetzgebung danach auszurichten, die dafür nötigen Massnahmen zu tref-

fen. Die Stimmbürger und Stimmbürgerinnen werden diesem Antrag an der Urne 

zusätzliches Gewicht geben. Es ist also viel mehr als reine Symbolpolitik, die wir 

hier betreiben. Ich bin sehr froh, dass die Mehrheit der Kommission die Dring-

lichkeit und Wichtigkeit des Themas anerkennt und mit einer expliziten Klima-

norm die bereits bestehende Umweltschutznorm ergänzen möchte. Wir anerken-

nen damit, dass es für den Klimaschutz mehr braucht, als die bestehende Umwelt-

norm abdeckt.  

Noch ein paar Worte zum Verursacherprinzip: Die SP hat nichts gegen das Ver-

ursacherprinzip; wer die Luft verpestet, soll auch dafür bezahlen. Da sind wir ganz 

bei der FDP. Das Verursacherprinzip hat aber auch Grenzen, denen wir Rechnung 

tragen müssen. Es ist seit seiner Verankerung im Umweltschutzgesetz 1983 ein 
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zentraler Grundsatz der Schweizer Umweltpolitik. Nach knapp 40 Jahren sind wir 

aber noch weit von einer Kostenwahrheit entfernt. Vor allem die Kosten des durch 

Treibhausgase verursachten Klimawandels sind noch längst nicht vollumfänglich 

von den Verursachern getragen. Die externen Kosten sind auch nach 40 Jahren 

immens. Es gibt aber sinnvolle staatliche Massnahmen zur Reduktion der Treib-

hausgase, bei denen kein Verursacher zur Kasse gebeten werden kann oder wo 

dies unerwünschte negative soziale Folgen hätte. Hier muss das Gemeinlastprin-

zip greifen. Diese Unterscheidung soll sinnvollerweise auf Gesetzesstufe geregelt 

werden.  

Die SP stimmt dem Kommissionsmehrheitsantrag zu. Vielen Dank. 

 

Hans-Peter Brunner (FDP, Horgen): Die FDP-Fraktion erachtet die Beschäfti-

gung mit dem Klimawandel ganz eindeutig als ein Thema mit Verfassungsrang. 

Gemäss grossmehrheitlicher wissenschaftlicher Lehrmeinung – und es bleibt uns 

nichts Anderes übrig, als uns darauf zu verlassen – handelt es sich dabei um eine 

der aktuell grössten und drängendsten Aufgaben für unsere Gesellschaft, unser 

Land, unsere Heimat und unseren Planeten. Ungeachtet der Frage, in welchem 

Ausmass wir Menschen für den – in Erdzeitaltern betrachtet –ungewöhnlich ra-

santen Klima- und Umweltwandel verantwortlich oder zumindest mitverantwort-

lich sind, müssen wir konstatieren, dass weltweit, und speziell auch in der 

Schweiz, die durchschnittlichen Temperaturen steigen und sich dadurch unser bis 

anhin träges Klima in einer noch nie dagewesenen Geschwindigkeit verändert. 

Neben – dies sei hier auch gesagt – zahlreichen mediterranen Annehmlichkeiten 

im Kleinen und auch globalen Chancen im Grossen aufgrund der Klimaerwär-

mung, sind damit leider viele globale und lokale Gefahren verbunden. Ich denke 

dabei an die Zunahme von schadenträchtigen Extremwetterlagen, von Dürreperi-

oden mit Wassermangel über Hochwasser bis zum Abschmelzen der Polkappen 

und des Eispanzers Grönlands, was regional schon heute sogenannte Klimaflücht-

linge schafft und in weiterer Zukunft wohl global zu eigentlichen Völkerwande-

rungen auf unserem bereits dicht bevölkerten Planeten führen dürfte. Der Dichte-

stress und Verdrängungswettbewerb werden zu enormen Spannungen und Kon-

flikten bis hin zu Kriegen führen. Wieweit auch der globale Verlust der Vielfalt 

von Pflanzen- und Tierarten mit dem rasanten Klimawandel im Zusammenhang 

steht, ist noch in Vielem unerforscht, aber im Grundsatz weitgehend erhärtet. Was 

das alles heisst in einer Welt, in welcher gemäss Schätzungen mehr als 50 Prozent 

des weltweiten Bruttosozialprodukts aus natürlichen Ressourcen stammen, ist 

klar. Es muss uns im Interesse unserer Sicherheit und unserer Wohlfahrt gelingen, 

den ungebremsten Klimawandel möglichst zu verlangsamen, um uns, den nach-

folgenden Generationen und der Umwelt genügend Zeit zur notwendigen Anpas-

sung zu geben. Damit ist neben der Weltgemeinschaft und der Eidgenossenschaft 

auch der Kanton Zürich und jede seiner 162 Gemeinden, aber auch jede und jeder 

Einzelne von uns und vor allem auch die Wirtschaft gefordert, ihren und seinen 

Beitrag zum bewussten Umgang mit dem Klimawandel zu leisten. Die FDP be-

grüsst deshalb ausdrücklich diese Debatte um den Klimaschutz und die Frage, wie 

dieses Thema von Verfassungsrang auch in unserem Grundgesetz Niederschlag 
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findet. Vorab darf festgehalten werden, dass unsere Verantwortung für die Schöp-

fung bereits in dessen Präambel und die Sorge für die Erhaltung der Lebensgrund-

lagen, unsere Verantwortung für die kommenden Generationen sowie unsere Ver-

pflichtung für eine ökologisch, wirtschaftlich und sozial nachhaltige Entwicklung 

bereits in Artikel 6 der Kantonsverfassung festgehalten sind. Im Aufgabenkatalog 

besteht bereits der Umweltschutz-Artikel 102, der neben dem Schutz des Men-

schen und der Umwelt vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen auch explizit 

das liberale Vermeidungsgebot und Verursacherprinzip stipuliert und den Kanto-

nen und Gemeinden die Förderung nachhaltiger Technologien ermöglicht. In die-

sem Artikel ist zweifelsohne auch der Klimaschutz enthalten und mitgemeint, 

wenn auch nicht explizit.  

Der eher kritischen Stellungnahme des Gemeindepräsidentenverbands, wonach 

bei dieser Ausgangslage eigentlich kein Grund für einen zusätzlichen Klimaarti-

kel bestehe, welcher die bewusst schlank gehaltene Kantonsverfassung unnötig 

aufblähe, steht die Haltung der Regierung gegenüber, dass dieses wichtige und 

langfristige Ziel des Klimaschutzes eine ausdrückliche, will sagen wörtliche Ver-

ankerung in der Kantonsverfassung rechtfertige, was Transparenz und hohe de-

mokratische Legitimation schaffe. Die FDP kann beiden Haltungen etwas abge-

winnen. In der Abwägung der Argumente und in Befolgung des Grundsatzes im 

Zweifel für zusätzliche Transparenz und Klarheit, ist die FDP damit einverstan-

den und unterstützt dementsprechend die Vorlage, dem Klimaschutz einen geson-

derten, eigenen Artikel 102a in der Kantonsverfassung, unserem Grundgesetz, zu-

zugestehen. Die FDP trägt auch grundsätzlich die Stellungnahme der Kommissi-

onsmehrheit vom 13. Januar 2021 mit, mit wenigen Ausnahmen, zu welchen ich 

bei der Detailberatung des entsprechenden Absatzes sprechen werde. Das bezieht 

sich vor allem auf unseren Minderheitsantrag zu Absatz 2, wo wir, unserem libe-

ralen Gewissen folgend, die Berücksichtigung des Verursacherprinzips explizit 

statuiert sehen möchten.  

Es ist mir ein Anliegen, an dieser Stelle unserer Kantonsratskollegin Silvia Rigoni 

von der grünen Partei zu danken für ihre transparente und faire Vertretung der PI 

in der Kommission. Dank dem gegenseitigen Verzicht auf Extrempositionen sind 

wir dem gemeinsamen Ziel schon recht nahegekommen. Ich hoffe, es wird uns 

gelingen, auch diese Debatte im Rat konstruktiv über die Runden zu bringen. Das 

letzte Wort wird Gott sei Dank ohnehin der Souverän haben. Mit einstweiligem 

Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Die Klimaerwärmung und die damit einhergehen-

den globalen Veränderungen ist eine der grössten Herausforderungen unserer Zei-

ten – für uns Menschen zumindest.; sie ist menschgemacht. Daher ist eine Veran-

kerung des Klimaschutzes in der Verfassung einfach nur zeitgemäss. Und es ist 

keine Symbolpolitik, liebe SVP, wie Ihr immer behaupten. Mit dem Verfassungs-

artikel steht der Kanton in der Pflicht, sein Wirken, wo immer dazu Handlungs-

spielraum besteht, auf die Klimaziele bis zur Treibhausgasneutralität – netto null 

– auszurichten. Der Kanton soll die dafür nötigen Rahmenbedingungen schaffen. 

Der Verfassungsartikel der geänderten PI bekräftigt auch die Forderungen des 
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Bundes und des Kantons, bis 2050 bei den direkten Emissionen CO2-neutral zu 

werden. Stichwort: netto null 2050. Er bekräftigt auch das Ziel des Pariser 

Klimaabkommens, das die Schweiz als verbindlich erklärt hat. Kurz: Kanton und 

Gemeinden sollen ihre Massnahmen darauf ausrichten, die Treibhausgasemissio-

nen bis zur Netto-null-Treibhausgasneutralität zu vermindern.  

Das ist für die GLP angesichts der weit über dem globalen Durchschnitt liegenden 

Treibhausgasemissionen des Kantons Zürich oder der Bevölkerung des Kantons 

Zürich nur konsequent – 13 Tonnen pro Person und Jahr sind es, wenn wir die 

direkten Emissionen aus fossilen Verbrennungsprozessen, aber auch die indirek-

ten aus den Vorleistungen und den in unserem Konsum eingebundenen und oft 

im Ausland produzierten Emissionen berücksichtigen. Auch wir – nicht nur die 

anderen auf dieser Welt wie die EU, USA oder China – müssen Verantwortung 

übernehmen. Wir müssen unseren Beitrag zur Reduktion der Treibhausgasemis-

sionen ebenso leisten; ohne langes Zögern und Zuwarten.  

Mit dem Energiegesetz hat der Kantonsrat bereits einen wichtigen Meilenstein in 

Richtung aktivem Klimaschutz gelegt: Die 120'000 fossilen Heizungen im Kan-

ton Zürich müssen klimatauglich ersetzt werden. Dies sorgt für die nötige Dyna-

mik und Planungssicherheit, wovon schliesslich die gesamte Bevölkerung, das 

Gewerbe und der Innovations- und Wirtschaftsstandort Zürich profitieren. Inno-

vationsförderung, das ist auch eine Sache des Klimaschutzes; es ist eine Chance, 

Zürich als Vorreiterin für Lösungen gegen den Klimawandel an der Front zu po-

sitionieren. Eine grosse Chance also, nicht nur fürs Klima, sondern auch für un-

seren Kanton, die Hochschulen und die Unternehmen. Wir sind zuversichtlich, 

dass auch die Bevölkerung des Kantons Zürich diese Chancen sieht. 

Der Verfassungsartikel verankert die Dringlichkeit des Klimaschutzes und der 

Klimaanpassung. Er bildet eine Leitlinie für alle Behörden. Ich möchte nochmals 

kurz daran erinnern, weshalb das alles so wichtig ist: Der Klimawandel ist nicht 

bloss ein Klimaproblem; es ist ein Wirtschafts-, Sicherheits-, Artenschutz-, Mig-

rations- und ebenfalls ein Friedensproblem. Am meisten leiden hier die Ozeane, 

die als Wärmepuffer wirken; sie nehmen 90 Prozent der zusätzlichen Energie auf. 

Bei einer globalen Erwärmung von 1,5 Grad – das ist das Ziel, und heute sind wir 

schon bei 1,2 Grad – werden gemäss Schätzungen der IPCC (Intergovermental 

Panel of Climate Change) 90 Prozent aller Korallenriffe tot sein. In den letzten 

Jahren starb schon die Hälfte der Korallen des Great Barrier Riffs in Australien 

aufgrund der erwärmten Meeresströmungen. Dies ist nur ein Beispiel unter vielen. 

Natürlich können wir sagen, uns kümmern diese Korallenriffe nicht. Aber auch in 

der Schweiz wird der Klimawandel noch mehr zu spüren sein, in der Landwirt-

schaft, sehr sogar, im Wintertourismus, bei extremen Wetterereignissen. Unseren 

Gletschern geht es nicht besser als den Korallenriffen. Sie sind nicht nur prägend 

für das schweizerische Landschaftsbild, sie sind auch ein natürlicher, saisonaler 

Wasserspeicher. In Zukunft müssen wir ohne diesen auskommen – bei trockneren 

Sommern. Und es wird noch wärmer werden: Die letzten sieben Jahre waren glo-

bal die sieben wärmsten Jahre seit Messbeginn.  

Die Klimaerwärmung betrifft uns alle. Und Massnahmen werden umso teurer, je 

später wir handeln. Deshalb müssen weitere Massnahmen zügig vorangebracht 
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werden in unser aller Interesse. Für die GLP ist es höchste Zeit, dass der Kanton 

Zürich den Klimaschutz auch in seiner Kantonsverfassung festhält. Wir sind zu-

versichtlich, dass nach Regierungs- und Kantonsrat auch das Zürcher Stimmvolk 

dieses Anliegen mittragen wird. Ganz besonders freut uns, dass nun auch die FDP 

hier mit im Boot ist. Besten Dank.  

 

Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Der Meeresspiegel steigt, die Gletscher schmelzen, 

ganze Landstriche rutschen ab, verdorren, Überschwemmungen zerstören die 

Umwelt und unsere Infrastruktur. Das ist schon heute so und wird sich künftig 

noch verstärken. Falls Ihnen das zu abstrakt ist: Wir haben heute Vormittag und 

auch heute Nachmittag gehört, welche Folgen diese Phänomene mit sich bringen 

werden, ökologische, soziale und, liebe SVP, auch massive finanzielle werden da 

auf uns zukommen; sie sind zum Teil schon da. Das ist weder Alarmismus noch 

vorübergehendes Zeitgeistgeschwafel, wie uns auch schon vorgeworfen wurde. 

Das höre ich von den Klimaschutzverweigerern immer wieder; das müssen wir 

einmal klar zurückweisen. Nein, bei der Klimakrise handelt es sich nicht um ein 

politisches Programm, das nach ein, zwei Legislaturen gelöst ist. Schön wäre es, 

aber es ist schlicht und einfach falsch. Die Prognosen hinsichtlich des Klimas 

stützen sich auf harte und naturwissenschaftlich abgestützte Fakten. Wir wissen, 

was auf uns zukommt. Und wir wissen auch, was wir dagegen tun können.  

Wir hatten einen kühlen Frühling. Aber ganz im Norden auf unserem Planeten 

hatten wir wiederholt ausserordentlich hohe Temperaturen. Wir wissen unterdes-

sen ganz genau, was das bedeutet. Im Eis der Arktis ist sehr viel CO2 gespeichert 

und hohe Temperaturen lassen das Eis zusätzlich schmelzen. Dieses CO2 wird 

wieder freigesetzt und die Temperatur steigt noch mehr. Ich denke, die meisten 

hier drin kennen diesen Teufelskreis und wissen, dass er sich aber zirka 1,5 Pro-

zent über dem vorindustriellen Niveau verselbständigt und völlig ausser Kontrolle 

geraten wird. Wir müssen also alles daransetzen, dass wir den CO2-Ausstoss sen-

ken, den Temperaturanstieg drosseln und unser Klima so schützen können. Wir 

wissen, was auf dem Spiel steht. Aber trotzdem werden wirksame Massnahmen, 

um diese Katastrophe zu verhindern, zurzeit immer noch schleppend umgesetzt. 

So werden wir den Wettlauf gegen die Zeit wohl kaum gewinnen und überlassen 

den nachfolgenden Generationen ein Desaster und ein Leben voll teurer und 

schmerzhafter Einschränkungen. Und daran sollte auch die SVP denken; es geht 

nicht nur um unser Portemonnaie, es geht auch um das Portemonnaie unserer Kin-

der und unserer Enkelinnen und Enkeln.  

Im Sommer 2018 haben die Grünen einen Effort für einen wirksamen Klima-

schutz im Kanton Zürich gemacht. Wir haben elf Vorstösse eingereicht. Einer da-

von ist diese PI, welche einen Klimaschutz in der Verfassung fordert. Neben allen 

Vorstössen auf Gesetzesebene ist es wichtig, dass wir auf unserer höchsten Ebene 

einen expliziten und verbindlichen Auftrag an Kanton und Gemeinden erteilen, 

sich für den Klimaschutz einzusetzen. Seit dem Einreichen der PI Bloch vor drei 

Jahren ist einiges gegangen. In der Bevölkerung und auch in den Mitteparteien 

hat sich durchgesetzt, dass Klimaschutz eine hohe Wichtigkeit und Dringlichkeit 

hat. Das hatte auch Auswirkungen auf unser Parlament, und die PI konnte mit 
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über 90 Stimmen in die STGK überwiesen werden. Dort haben wir mit Diskussi-

onen einen Verfassungsartikel ausgearbeitet, den vorliegenden Artikel 102a, den 

wir nun heute beraten und dann auch beschliessen können. Zentral ist, dass der 

Kanton und die Gemeinden in die Pflicht genommen werden, beim Klimaschutz 

ernst zu machen. Im Absatz 1 wird dem Kanton und den Gemeinden verbindlich 

der Auftrag erteilt, den Klimawandel zu begrenzen. Die Anbindung ans Bundes-

gesetz und an internationale Abkommen ist dynamisch und hat zur Folge, dass 

neue Entwicklungen – da werden wohl noch einige kommen – auch in die Zürcher 

Politik einfliessen werden. Im Absatz 2 werden die beiden Staatsebenen dazu ver-

pflichtet, Massnahmen in explizit definierten Handlungsfeldern zu ergreifen. Und 

im Absatz 3 bestimmen wir, dass Kanton und Gemeinden die Entwicklung und 

Anwendung von Technologien, Materialien und Prozessen fördern können, wel-

che das Klima schützen und die Anpassungen an den Klimawandel vorantreiben.  

Dieser neue Verfassungsartikel – Sie haben es gehört – ist breit abgestützt. Ich 

möchte den Kolleginnen und Kollegen der STGK danken, dass wir in kurzer Zeit 

einen von fast allen Parteien getragenen Kompromiss zustande gebracht haben. 

Das ist eine sehr erfreuliche Erfahrung angesichts der Dringlichkeit des Themas. 

Wir sind überzeugt, dass ein Auftrag in der Verfassung dem Klimaschutz das not-

wendige Gewicht geben wird und endlich mehr Tempo und Wirksamkeit in Kli-

maschutzmassnahmen kommt. Wir sind überzeugt, dass sich mit dieser expliziten 

Aufforderung auch an die Gemeinden aktiv zu werden, ein wichtiges Element in 

die Klimapolitik aufgenommen wird. Und wir sind auch überzeugt, dass die Be-

völkerung in der Volksabstimmung diesem Artikel mit grosser Mehrheit zustim-

men wird.  

Ich danke Ihnen für die Unterstützung der geänderten PI. 

 

Jean-Philippe Pinot (Die Mitte, Volketswil): Es ist heiss, nicht nur politisch. Die 

Klimaziele für die Schweiz sind klar: Im Jahr 2015 hat die Staatengemeinschaft 

das Pariser Übereinkommen verabschiedet, welches im Sommer 2017 vom eid-

genössischen Parlament ratifiziert wurde. Klar ist, dass im globalen Durchschnitt 

bis 2050 die CO2-Neutralität erreicht werden muss, um das im Pariser Überein-

kommen festgehaltene Ziel erreichen zu können. Als Reaktion darauf hat der Bun-

desrat am 28. August 2019 sein Reduktionsziel 2050 auf netto null verschärft. Die 

Ergebnisse der Beratungen in Bundesbern – auch zur eingereichten Gletscherini-

tiative und zum Gegenvorschlag des Bundesrates – zeigen es deutlich auf: Die 

Gesetzgebung zum wirksamen Klimaschutz ist grundsätzlich ein nationales 

Thema. Damit wird die Gesetzgebung auf der richtigen Stufe unseres Landes be-

handelt. Weil die Schweiz das internationale Klimaabkommen von Paris ratifi-

ziert hat, ist es auch folgerichtig, die Massnahmen zum Klimaschutz schweizweit 

einheitlich umzusetzen. Der Klimawandel macht vor den Kantonsgrenzen nicht 

halt. 

Nun, wir wissen es alle: Politik muss publikumswirksam sein. Ob sich rechtlich 

oder sachlich etwas wirklich verändert, spielt häufig eine untergeordnete Rolle. 

Dies ist hier mit dieser neuen Verfassungsbestimmung nicht anders. Es bleibt 
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auch weiterhin so, dass sich in unserem föderalistischen Staatswesen die kanto-

nalen Verfassungen und kommunalen Gemeindeordnungen jeweils an übergeord-

netem Recht zu orientieren haben. 

Die Mitte setzt sich für eine konsequente und verursachergerechte Klimapolitik 

ein. Um diese Ziele erreichen zu können, bedarf es nicht nur verstärkter Anstren-

gungen auf Bundesebene, sondern auch in den Kantonen und Gemeinden, insbe-

sondere im Kanton Zürich als bevölkerungsreichster Kanton der Schweiz. Die 

Mitte hat dies mehrfach auch mit verschiedenen Kompromisslösungen zum Ener-

giegesetz aufgezeigt. Die Zielrichtung wird durch eine neue Bestimmung in der 

Zürcher Verfassung nicht geändert. Die Wichtigkeit und Dringlichkeit des The-

mas sind unbestritten. Selbstverständlich könnte man lange darüber streiten, ob 

die bestehende Umweltschutznorm auch den Klimaschutz umfasst. Auf diese Dis-

kussion möchte ich an dieser Stelle aber verzichten. 

Tatsache ist, dass eine klare Mehrheit der STGK eine eigenständige Norm als er-

forderlich erachtet. Diesbezüglich stellt sich Die Mitte dem Anliegen nicht quer. 

Sie unterstützt die explizite Erwähnung der Herausforderung und der vordringli-

chen Aufgabe im Klimabereich in der Verfassung des Kantons Zürich. Dabei ist 

die Berücksichtigung des Verursacherprinzips für die Mitte elementar, zumal das 

Verursacherprinzip auch in Artikel 102 der Kantonsverfassung genannt wird. Mit 

der neuen eigenständigen Norm wird der Klimaschutz im Kanton Zürich zu einer 

zentralen Querschnittsaufgabe für die heutige und für zukünftige Generationen 

erklärt. Ob sich dadurch das Tempo für die Umsetzung von wirksamen Massnah-

men für den Klimaschutz erhöhen wird, wird sich weisen. Es sei auch an dieser 

Stelle aber ausdrücklich erwähnt, dass gesetzgeberische Massnahmen nicht zum 

Nulltarif zu haben sind; die Einschränkungen werden auch kosten. Die Ablehnung 

des CO2-Gesetzes lässt diesbezüglich noch viele Fragen offen. 

Da es sich um eine Verfassungsänderung handelt, ist eine Volksabstimmung ob-

ligatorisch. Die Mitte ist zuversichtlich, dass die Verankerung des Klimaschutzes 

bei der Bevölkerung auf Akzeptanz stossen wird. Die Mitte wird den Abstim-

mungskampf nutzen, um auch auf ihre Lösungen für den Klimawandel aufmerk-

sam zu machen. Um die Ziele des Pariser Übereinkommens zu erreichen, muss 

der Absenkpfad von Treibhausgasen wesentlich steiler werden als bisher; der 

Ausstoss muss also schneller reduziert werden. Für die vollständige Abkehr von 

fossilen Energieträgern gilt es, neben bereits bekannte, auch neue, innovative An-

sätze zu entwickeln. Mit seinen Hochschulen und der lebendigen Startups-Szene 

hat der Standort Zürich hervorragende Bedingungen, um Innovationen voranzu-

treiben und auch als Wirtschaftsplatz davon zu profitieren. Ich hoffe, dass der 

Innovationspark in Dübendorf hierzu als Leuchtturmprojekt dienen wird. Mo-

mentan lässt der Regierungsrat eine langfristige Klimastrategie erarbeiten. Die 

Mitte wartet gespannt auf die baldige Veröffentlichung. 

Die Mitte unterstützt die geänderte parlamentarische Initiative und den Minder-

heitsantrag der FDP. Besten Dank.  

 

Walter Meier (EVP, Uster): Braucht der Kanton Zürich einen Klimaschutzartikel 

in der Verfassung? Die EVP-Fraktion ist der Meinung, dass dem Kanton Zürich 
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ein Umweltschutzartikel in der Verfassung gut anstehen würde. Ein verfassungs-

mässiges Festhalten von zentralen Punkten des Klimaschutzes ist zwar noch keine 

Garantie für Gedächtnislücken, aber es bildet zumindest eine verpflichtende 

Grundlage, auf die sich jede Bürgerin und jeder Bürger berufen kann, um der Po-

litik bei Bedarf erinnerungsmässig wieder auf die Sprünge zu helfen. 

Wie fast immer wurde die PI in der vorberatenden Kommission geändert. Die 

EVP steht hinter der vorgeschlagenen Fassung und wird die PI definitiv unterstüt-

zen. Aus unserer Sicht ist der Antrag der FDP, das Verursacherprinzip explizit zu 

erwähnen, nicht falsch, aber nicht nötig. Im Sinne einer schlanken Verfassung 

wird die EVP den Minderheitsantrag der FDP deshalb nicht unterstützen.  

 

Anne-Claude Hensch Frei (AL, Zürich): Vor ziemlich genau einem Jahr, am 29. 

Juni 2020, fand die grosse Klima-Debatte im Kantonsrat statt. Ja, Solidarität und 

ebenso das schöne ältere Wort «Gemeinsinn» sind gefragt, wenn wir zukünftig 

gute Lebensgrundlagen für alle Menschen in der Schweiz und anderswo wollen. 

Und das sollten wir tatsächlich auch wollen, denn wir sind mit den Menschen aus 

fernen Kontinenten und der Umwelt viel stärker verbunden, als wir es gemeinhin 

annehmen. Der Klimawandel stoppt eben nicht an der Landes- oder gar an der 

Kantonsgrenze, von ihm ausgelöste Wetterphänomene auch nicht. Egal, wo wir 

leben, der Klimawandel beeinflusst unsere Umwelt, Gesellschaft und Wirtschaft 

und kann Migrationsströme auslösen – und wird es zukünftig auch tun. Wir sind 

globalen Wechselwirkungen unterworfen, ob es uns passt oder nicht. Wir müssen 

daher dringendst unser Verhalten in Klimafragen ändern. Daran ändert auch die 

Ablehnung des CO2-Gesetzes an der Urne nichts. 

Heute erhalten wir nun dank der geänderten PI Bloch die Chance, in der Kantons-

verfassung einen neuen Klima-Artikel zu verankern. Die Alternative Liste, AL, 

unterstützt dies selbstverständlich. Für die AL-Fraktion ist sonnenklar, dass der 

Klimaschutz und die Anpassung an den Klimawandel wichtige langfristige Ziele 

unseres Kantons darstellen. Von daher gehören sie ohne Wenn und Aber in die 

Kantonsverfassung. Dies schafft Transparenz bezüglich der öffentlichen Aufga-

ben und den zu ergreifenden Massnahmen von Kanton und Gemeinden in diesem 

Bereich, welche dadurch auch demokratisch legitimiert werden. Mit dem vorge-

schlagenen Verfassungsartikel findet überdies die benötigte Koordination mit in-

ternationalem Recht und Bundesrecht statt, und zwar so, dass bei einer allfälligen 

Änderung des übergeordneten Rechts keine Revision der Kantonsverfassung nö-

tig wird. Soweit so gut. 

Die geänderte PI Bloch ist ein Kompromissvorschlag aus der STGK. Dass die 

FDP dennoch mit ihrem Minderheitsantrag das Verursacherprinzip in Absatz 2 

explizit genannt haben will, hat wohl mehr mit der Bewirtschaftung ihrer eigenen 

Klientel zu tun, als mit realer Notwendigkeit. Schliesslich muss auf Gesetzes-

ebene ohnehin zwischen dem Gemeinlast- und dem Verursacherprinzip entschie-

den werden. Diese Präzisierung auf Verfassungsniveau ist daher nicht matchent-

scheidend, sondern für die Galerie gedacht. 

Die vorgeschlagene Verfassungsänderung, welcher der Kantonsrat heute sicher 

den Weg ebnet, legt eine notwendige Grundlage für eine aktivere und hoffentlich 
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griffigere Klimapolitik. Die Alternative Liste wird dezidiert dafür eintreten, dass 

diese Klimapolitik und dazugehörige gesetzliche Bestimmungen die unteren Ein-

kommen nicht zusätzlich belasten, denn Klimapolitik soll zwar möglichst wir-

kungsvoll und nachhaltig sein, aber nicht die Umverteilung des Vermögens von 

unten zu den Spitzenverdienern und Vermögendsten weiter befeuern. Eine solche 

Solidarität ist für die AL hier ein Muss. Um den Verzicht auf liebgewonnene An-

nehmlichkeiten, ja um schmerzhafte Verhaltensänderungen, wird in Zukunft so-

wieso niemand herumkommen – auch nicht die Parlamentarierinnen und Parla-

mentarier der SVP-Fraktion. Allein auf weiter Flur lehnen sie mit ihrem Minder-

heitsantrag die vorliegende Verfassungsänderung ab und verkennen die Situation. 

Noch können sie sich vorgaukeln, die Einhaltung des Status quo genüge, aber ihr 

Aufenthalt im Wolkenkuckucksheim neigt sich nun unweigerlich dem Ende zu.  

Die Alternative Liste wird dem Mehrheitsantrag folgen und die geänderte parla-

mentarische Initiative «Klimaschutz: Schutzartikel in die Verfassung» annehmen. 

Die Minderheitsanträge lehnt sie ab. Besten Dank.  

 

Hans-Peter Amrein (SVP, Küsnacht; fraktionslos): Also, es schlafen schon einige 

hier drin. Aber ich verpenne die Situation nicht. Der Ökosozialismus soll in die 

Verfassung als Staatsaufgabe; das wollen Sie. Der Ökosozialismus soll in die Ver-

fassung des Kantons Zürich als Staatsaufgabe. Ja, Sie haben eine gute Chance, 

denn es sind noch nicht alle Zürcherinnen und Zürcher aufgewacht; das haben wir 

gesehen beim CO2-Gesetz. Doch ich bin guten Mutes, dass dies bis Ende Jahr so 

sein wird. Der Vertreter der Linksfreisinnigen, Hans-Peter Brunner, ja, der links-

freisinnigen Gössi-Fraktion (Petra Gössi, Präsidentin der FDP Schweiz), die hier 

in diesem Kantonsrat die Mehrheit hat. In der Art eines Priesters sagte er uns vor-

her: Zum guten Glück, zum guten Glück könne das Volk noch darüber abstim-

men. Ja, wirklich, es ist zum guten Glück, dass das Volk noch darüber abstimmen 

kann. Dann wird endlich einmal aufgedeckt, wohin die Freisinnigen gefahren sind 

im Kanton Zürich und auch in diesem Rat. Das ist nötig. Es braucht mehr SVP. 

Das wird es auch geben damit.  

Jetzt muss ich Ihnen sagen – ja, Herr Regierungsrat (Martin Neukom), möchten 

Sie gerade etwas dazu sagen. Ja, dann kommen Sie doch gerade und replizieren 

mir, ich repliziere nachher sehr gerne. Ich bin sicher, dass wenn ich fertig bin, der 

Vorsitzende Ihnen das Wort geben wird. Ja, so ist es, der Kanton Zürich ist links 

regiert; er ist es. Und man soll das hören, und ich hoffe, die Zeitungen schreiben 

das heute. Sie haben es jetzt wieder gehört vom Vertreter der Regierung, der uns 

heute schon nicht ganz so die Wahrheit erzählt hat, was das CO2-Gesetz und die 

Regierung betrifft. 

Ja, wo fahren wir hin im Kanton Zürich? Wir fahren im Kanton Zürich in einen 

formalistischen, sozialistischen Kanton, in dem das Beamtentum oder die Ver-

waltung weiter und weiter aufgeblasen werden, bis es dann zum Kollaps kommt. 

Momentan geht es noch gut. Die Auswüchse, die sehen wir hier mit solchen Ini-

tiativen. Die kommen nicht aus der Industrie. Die kommen nicht aus der For-

schung. Daher müssten die Vorstösse kommen, aus der Industrie und Forschung, 
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und nicht von Studenten, die im Nebenfach noch an der ETH irgendetwas studie-

ren. (Heiterkeit) Nein. Sie sollten kommen von den Leuten, die wirklich auch et-

was von der Materie verstehen. Und die sagen uns, und die sagen uns klar: Es 

braucht mehr Forschung, es braucht mehr Initiative. Und wenn ich den Baudirek-

tor höre, der heute Morgen erzählte, wir würden im Kanton Zürich einen emissi-

onsfreien motorisierten Individualverkehr haben, dann ist das einfach Blödsinn. 

Entschuldigung, ich erlaube mir das zu sagen als Parlamentarier: Das ist Blödsinn. 

Es gibt keinen emissionsfreien motorisierten Individualverkehr; es gibt vielleicht 

ein Fahrzeug, dass nichts mehr hinten ausstösst, ja, aber die Batterie und die Ka-

rosserie und die Katalysatoren und alles andere, die werden halt irgendwo herge-

stellt. Die werden in China hergestellt, das China, das unser Baudirektor heute 

Morgen so gelobt hat; er hat es gelobt: Die Chinesen hätten gesehen, wo der Töff 

hingehe. Nein, die Chinesen haben es gar nicht gesehen. Die Chinesen bauen in 

den nächsten Jahren 189 Kohlekraftwerke, 246 Gigabits aus Kohlenkraftwerken. 

Da wird uns doch einfach religiös irgendetwas erzählt. Und da bin ich dann wieder 

auf der gleichen Ebene wie Sie, liebe Kommunisten und Sozialisten, die dem 

Atheismus frönen. Ja, das ist das Problem, das wir hier haben. Es ist Mode mo-

mentan, hier irgendetwas zu schwafeln und sagen, wir wollen den Stutz und der 

Umweltschutz ist uns an und für sich egal. Das darf nicht sein; wir werden uns 

dagegen wenden. Und wir werden die Abstimmungen im Herbst gewinnen, auch 

wenn Sie heute hier gewinnen. Ich danke.  

 

Beat Bloch (CSP, Zürich): Ich freue mich sehr, dass wir hier heute in diesem Rat 

über diese Initiative sprechen. Und ich freue mich sehr, dass seit der Einreichung 

dieser parlamentarischen Initiative in vielen Köpfen hier im Rat etwas gegangen 

ist. Es ist mir auch klar, man erreicht mit einem politischen Vorstoss nie alle; es 

wird immer Leute geben, die Irrungen und Wirrungen verfolgen und sie hier am 

Pult zum Besten geben.  

Die Kommission hat sich intensiv mit der PI befasst; sie hat auch intensiv die 

Verfassungswürdigkeit des Anliegens geprüft. Sie ist mit grosser Mehrheit zum 

Schluss gekommen, dass ein Klimaschutzartikel in der Kantonsverfassung Sinn 

macht. Wir nehmen in unsere Kantonsverfassung Ziele auf, die uns und der Be-

völkerung wichtig sind und die wir bei der zukünftigen Gesetzgebung beachten 

wollen. Zwingend ist deshalb auch, dass eine Verfassungsänderung dem Stimm-

volk vorgelegt wird, damit wir dieses Ziel nicht nur hier im Rat festlegen, sondern 

auch durch den Souverän bestätigten lassen. So ist sichergestellt, dass die Bevöl-

kerung den neuen Verfassungsartikel auch mitträgt. Steht der neue Artikel in der 

Kantonsverfassung, so haben wir ihn bei zukünftigen Gesetzesvorlagen zu be-

rücksichtigen und auch die Verwaltung muss ihre Tätigkeit nach dem neuen Ar-

tikel ausrichten.  

In textlicher Hinsicht wurden Veränderungen vorgenommen und die ursprüngli-

che Stossrichtung der PI präzisiert. Mit dem nun vorliegenden Vorschlag setzen 

sich der Kanton und die Gemeinden aktiv für die Begrenzung des Klimawandels 

und dessen Auswirkungen ein. Dabei berücksichtigen sie die Ziele des Bundes 
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und die vom Bund abgeschlossenen internationalen Verträge. Mit dieser Ände-

rung wird sichergestellt, dass der Kanton mit seiner Klimapolitik immer die aktu-

ell gültigen Ziele verfolgt, die der Bund vorgibt und auch die der Bund mit inter-

nationalen Verträgen abschliesst. Auch dass der Kanton geeignete Massnahmen 

in verschiedenen Bereichen ergreifen wird, um die Klimaziele zu erreichen, ist 

ein Meilenstein in der Klimapolitik des Kantons Zürich. Dies ist weit weg von 

Symbolpolitik. Es wurde hier ausgeführt, dass der neue Artikel nur oder überwie-

gend Symbolpolitik betreibe. Warum? Haben Sie denn Angst, dass dieser Sym-

bolpolitik-Artikel auch Auswirkungen auf irgendwelche von Ihnen favorisierten 

Gewerbe haben wird? Wenn es nur Symbolpolitik ist, was hier in die Verfassung 

geschrieben wird, dann können Sie dem ruhig zustimmen und brauchen keine 

Angst zu haben. Wir selber denken natürlich, dass es nicht Symbolpolitik ist. Es 

werden ganz viele Bereiche davon profitieren: So die Siedlungsentwicklung und 

die Gebäude, bei denen die Lebensqualität steigen wird, die Land- und Forstwirt-

schaft wird profitieren, es wird mehr Biodiversität geben in diesem Kanton und 

die Qualität der landwirtschaftlichen Produkte wird davon ebenfalls profitieren. 

Industrie und Gewerbe werden einen Schub in die richtige Richtung machen und 

zukunftsträchtige neue Arbeitsplätze schaffen. 

Auch der Finanzplatz, der in unserem Kanton mit Banken und Versicherungen 

eine wichtige Stütze der Wirtschaft darstellt, wird sich weiter in Richtung Nach-

haltigkeit und Dekarbonisierung bewegen. Hier hilft auch der Druck der Anleger 

und Anlegerinnen, die immer mehr nachhaltig investieren wollen. Auch werden 

Investments in kohlestoffintensive Unternehmungen heute schon als Risiko ange-

sehen. Die ZKB (Zürcher Kantonalbank), der Kanton und die Gemeinden können 

hier als Vorbilder vorangehen, und wir alle können mit unseren Investitionen – 

ob klein ob gross – unseren Teil zum Gelingen beisteuern. (die Redezeit ist abge-

laufen) 

 

Ueli Bamert (SVP, Zürich): Ja, normalerweise hat sich aus Gründen der Ratseffi-

zienz die reduzierte Debatte etabliert. Doch wenn es um die Weltrettung geht, 

dann ist die Ratseffizienz nicht mehr so wichtig, dann macht man keine reduzierte 

Debatte. Für Sie hat das allerdings zur Folge, dass Sie sich einmal mehr auch 

meinen Senf zu diesem Thema anhören müssen. Tut mir leid im Voraus. Eben 

Ratseffizienz, ich habe es erwähnt, Sie haben jetzt wieder eine ganze Sitzung ver-

geudet mit Ihrem Klimasermon, mit Ihrem Evangelium, das Sie hier herunterge-

beten haben. Mein lieber Beat, ich widerspreche dir wirklich nur ungern, aber es 

ist eben dann Symbolpolitik, wenn am Ende, wenn es dann um die Wurst geht, 

das Volk eben doch wieder Nein sagt, genauso wie es am 13. Juni (Ablehnung des 

CO2-Gesetzes in der Volksabstimmung) passiert ist. Man hat fast den Eindruck, 

als ob dieser 13. Juni nie stattgefunden hätte. Sobald es ans Portemonnaie geht, 

sobald die Massnahmen, die man ergreifen muss, sobald es etwas kostet, dann 

sagt die Bevölkerung Nein. Solang sie ein gutes Zeichen setzen kann, sagt sie 

wahrscheinlich Ja. Sie können heute das beschliessen, Sie werden eine Mehrheit 

haben, selbstverständlich, vielleicht wird das auch beim Volk eine Mehrheit fin-

den – schön für Sie. Aber beim nächsten Mal, wenn es dann um die Wurst geht, 
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dann sehen wir dann weiter. Um die Wurst geht es ja im November (Abstimmung 

über das Energiegesetz); wir freuen uns auf diese Kampagne. Von der SP haben 

wir diese Woche in einem Brief, der an alle Haushalte gegangen ist, erfahren, dass 

eine Millionenkampagne geplant ist von der Erdöllobby. Schön, dass Sie uns das 

mitgeteilt haben. Mir ist davon – ehrlich gesagt – nichts bekannt. Doch Sie wissen 

da offenbar mehr als diejenigen Personen, die es betrifft. 

Ich habe vorhin das Wort «Symbolpolitik» gehört; es ist jetzt mehrfach gefallen. 

Frau Yuste hat mir in ihrem Votum eigentlich recht gegeben; sie haben wörtlich 

gesagt: Nein, der Kanton Zürich kann das Klima, das Weltklima nicht retten, aber 

wir können ein Zeichen setzen, wir können vorausgehen. Das ist es eben, es ist 

ein Zeichen setzen; es ist nichts anders als Symbolpolitik. 

Dann noch ein Wort zum viel zitierten «Verursacherprinzip», das bei der FDP ja 

besonders hoch im Kurs ist – man könnte auch von Lenkungsabgaben sprechen. 

Derjenige, der etwas verursacht, soll es auch bezahlen. Ich glaube, der 13. Juni 

hat gezeigt, dass genau das eben nicht geht. Das mag vielleicht bei der Kehrrich-

tabfuhr funktionieren; wer viel Abfall produziert, der zahlt auch ein bisschen 

mehr. Beim Klima wird es aber einfach schwierig, weil sehr viele Leute sich kli-

maschädlich verhalten, ohne dass Sie das wollen. Nehmen wir doch einfach ein-

mal die Mieterin, der Mieter, die in einem Haus wohnen mit Ölheizung. Die be-

zahlen hier mehr; sie bezahlen für den Ausstoss, den sie verursachen. Aber sie 

haben keinen Einfluss darauf. Was ist dann bitte das Lenkungsprinzip in Klima-

fragen anderes, als wenn man der alleinerziehenden Mutter im schlecht isolierten 

Haus in Zürich Schwamendingen Geld wegnimmt und es dem reichen Villabesit-

zer am Zürichsee gibt? Das ist das Lenkungsprinzip, das ist Verursacherprinzip, 

wenn man dem Gewerbler, der auf einen Kleinlaster angewiesen ist, Geld aus dem 

Sack nimmt für teures Benzin und es dem Tesla-Fahrer (Elektroauto) übergibt. 

Meine Vorstellung von einer Klimapolitik, von einer gerechten und sinnvollen 

Klimapolitik ist das nicht. Und ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie auf dieser 

Seite, insbesondere ganz hinten links in der Ecke, dass Sie das gut finden. 

Noch ein allerletztes Wort zu meinem Vorredner Hans-Peter Amrein: Du hast ab-

solut recht, es ist idiotisch, China hier irgendwie als Vorbild darzustellen, wenn 

Dutzende von neuen Kohlenkraftwerken geplant sind. Nur, lieber Hans-Peter, die 

Leistung von Kohlekraftwerken, die rechnet man in Gigawatt und nicht in Gi-

gabits und ein Elektroauto braucht auch keinen Katalysator. Aber ansonsten hast 

du natürlich voll und ganz Recht. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.  

 

Konrad Langhart (Die Mitte, Stammheim): Der Klimawandel ist in den vergan-

genen Jahren nicht nur im Zürcher Weinland und nicht nur bei den Bauern offen-

sichtlich geworden. Ich darf dieses Jahr den 58. Sommer erleben, ich blicke auf 

über 40 Jahre praktischen Landwirtschaft zurück. Ich will nicht unbescheiden 

sein, aber mindestens bei diesem Thema verstehe ich ein wenig mehr als zwei, 

drei meiner Vorredner. Leider muss ich sagen, dass ich in den letzten fünf bis 

zehn Jahren hautnah bedeutend mehr Extrem-Ereignisse erlebt habe als in den 

ganzen 35 Jahren zuvor. Regelmässige Hitzesommer, Superzellen, die ganze Re-
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gionen verwüsten wie 2017 das Stammertal, Wasserknappheit, die zur Belas-

tungsprobe für die Bauern wird, regelmässige, orkanartige Stürme und Spätfröste, 

die den zu früh ausgetriebenen Kulturen zu schaffen machen, sind leider zur Ge-

wohnheit geworden. Unsere Zürcher Wälder sind entsprechend in einem schlech-

ten Zustand. Die regionale Landwirtschaft muss sich den klimatischen Verände-

rungen anpassen. Dass die Menschheit diesen Wandel zusätzlich beschleunigt, ist 

mittlerweile weitgehend unbestritten. Wir können also nicht mehr einfach weiter-

wursteln wie bisher. Natürlich lösen wir die Probleme mit einem Schutzartikel in 

der Zürcher Verfassung alleine nicht. Indem wir den Klimawandel leugnen, lösen 

wir sie aber noch viel weniger. 

Ich bitte Sie, dem Kommissionsantrag und den Ergänzungen der FDP zuzustim-

men. Besten Dank.  

 

René Isler (SVP, Winterthur): Es gibt Kantonsratssitzungen wie die heutige, die 

lehrreich sind, auch für die lieben Kolleginnen und Kollegen, also, Sie lernen wie-

der mal etwas. Einführend einfach eine Frage: Worin besteht der tiefere Grund 

dieser vereinigten Umweltaktivisten, unseren Wirtschaftskanton an die Wand zu 

fahren? Es ist ja symptomatisch, dass wir unmittelbar nach dem 13. Juni von so-

genannten Umweltverbänden und auch vom UNO-Klima-Rat – auch für Sie, Herr 

Baudirektor, Sie wissen es – von der Stadt Winterthur eine Broschüre erhalten 

haben, in der steht, dass primär unser Trinkwasser nach wie vor von sehr guter 

Qualität ist und es nichts dazu zu bemängeln gibt – drei Tage nach der sogenann-

ten Abstimmung über das Wasser (Abstimmung über die Pestizid- und Trinkwas-

serinitiative). Der Klima-Rat hat das veröffentlicht; das ist so. Sie unterstellen uns 

etwas, was wir so noch nie gesagt haben. Wir behaupten nicht, dass der Mensch 

nicht schuld ist an der Klimaveränderung. Ich glaube, das schädlichste Indivi-

duum auf unserer Mutter Erde ist der Mensch mit seinen Atombombenversuchen, 

dem täglichen Landraub, mit dem Abholzen der Wälder, dem Urbanmachen von 

Naturschutzgebieten und der Expansion der Bevölkerung. Das ist mannigfaltig. 

Aber wissen Sie, was der Oberhammer ist? Das ist ein kleiner Appell an die Me-

dienschaffenden, aber die sind vermutlich schon im tiefen Mittagschlaf. Das inte-

ressiert vermutlich auch niemanden mehr, das, was Sie wollen. Wenn ich Journa-

list wäre, ich würde mich mal fragen, wie Sie leben, Sie von den sozialistischen 

Grünen bis zu den kommunistischen Grünen. Auch die sogenannte Die Mitte-

Partei: Wie leben Sie? Sie wissen, jetzt halten Sie sich fest – wäre auch eine gute 

Frage an den Herrn Baudirektor –: Winterthur hat knapp 54'000 Haushalte. Das 

müssen Sie sich aufschreiben. Jetzt lernen Sie mal etwas. Winterthur hat 54'000 

Haushalte, davon haben 65 Prozent, schwarz auf weiss, also genau genommen 

64,9 Prozent haben Ja gesagt zum CO2-Gesetz. Jetzt wissen wir ja aus Winterthur 

– ich nehme an, der Präsident der Grünliberalen ist auch einer von diesen ganz 

wenigen, oder? –, wir haben drei Strommodelle: Wir haben Gold, das ist reiner 

Ökostrom; das ist Gold. Dann gibt es einen Mix, der ist Silber, und dann gibt es 

noch Bronze und dann gibt es auch noch der Graue, den haben sie leider gestri-

chen. Ja, Sie können jetzt schon süffisant lächeln, lieber Urs Glättli, du kannst mir 

dann sagen, welchen Strommix du hast. Von 54'000 Haushalten haben genau mal 
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knapp 1250 reinen Ökostrom. Da lernen Sie mal was. Die Moral der Geschichte 

ist, dass das genau 2,3 Prozent aller Haushalte in Winterthur bestellen. Das, was 

Sie da täglich fordern, nur 2,3 Prozent, ja, wo ist denn der Rest? Wer von Ihnen 

Linksgrünen aus Winterthur hat dann 100-prozentigen Ökostrom? (Zurufe) Du 

bist ein Aufrichtiger. Das stimmt. Gut. Der Rest nicht. Mir sagte der Stromver-

käufer: Alle schreien nach Umweltschutz, alle schreien nach Ökostrom, ich habe 

ihn im Regal, aber es kauft ihn niemand. 1250 Haushalte haben das von 54'000. 

Die Moral der Geschichte ist: Sie belügen sich gegenseitig in den Hosensack. 

Punkt. Habe fertig.  

 

Elisabeth Pflugshaupt (SVP, Gossau): Wir haben jetzt schon sehr viel gehört. Ich 

möchte aber hier festhalten: Wir sind keine Klimaleugner. Dass sich das Klima 

verändert, ist eine Tatsache, der wir uns stellen müssen. Was wir aber hier drinnen 

sind, wir sind alle zusammen Heuchler. Wir reden von Gemeinsamkeiten. Wir 

reden davon, dass wir miteinander alles ändern müssen. Wir ziehen die Landwirt-

schaft hinzu und nehmen sie als Beispiel. Und immer wieder hört man, wer alles 

profitiert. Sterneföifi, zuerst müssen wir bezahlen, bevor wir profitieren – wenn 

wir dann vielleicht profitieren. Aber zuerst einmal kostet es. Noch ein zweiter 

Punkt, weshalb ich sage, wir alles sind Heuchler: Wir gehen zusammen. Doch 

wenn wir die Abstimmung zum CO2-Gesetz betrachten, sehen wir, dass die Städte 

es angenommen haben. Aber das Land hat Nein gesagt. Es hat sich ein gewaltiger 

Graben aufgetan zwischen Stadt und Land. Wir können nicht etwas nachhaltig 

verändern, wenn nur eine Gruppe vorwärtsgeht. Wir müssen einen Weg finden – 

wie hier drin schon oft gesagt wurde –, um zusammen gehen zu können. Das 

heisst, man muss auch die kritischen Stimmen mit einbeziehen, auch die Zweifler 

hören und ernst nehmen und nicht als Ewiggestrige abtun. Das möchte ich hier 

einfach deklariert haben: Gemeinsam heisst gemeinsam und nicht Stadt gegen 

Land. Danke.   

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach): Wir haben jetzt gerade ziemlich viel Zynis-

mus von einer langen Redeliste von der ganz rechten Seite gehört, von der Frak-

tion der Klimaschutzverweigerer, die ganz viele Argumente auf Lager haben, 

weshalb man gerade nicht Klimaschutz betreiben soll – es gibt immer irgendeins. 

Es reiht sich und wiederholt sich die ganze Zeit, sodass man sagen muss, ge-

schätzte Kolleginnen und Kollegen der SVP: Sie haben einfach kein Interesse am 

Klimaschutz. Sie wiederholen die ganze Zeit das Abstimmungsresultat vom 13. 

Juni. Ich muss sagen, ja, Sie haben diese Abstimmung eidgenössisch gewonnen. 

Aber: Was haben Sie bis jetzt zum Klimaschutz beigetragen? Haben Sie irgend-

einmal irgendeinen Vorschlag gebracht, wie wir unser CO2 und den Ausstoss von 

Klimagasen in irgendeiner Weise senken können? Sie sagen einfach, Nein, Nein, 

Nein. Dann muss ich sagen: Sie sind die Fraktion der Klimaschutzverweigerer.  

Zur Abstimmung vom 13. Juni muss ich noch beifügen: Wenn ich sage, Sie haben 

gewonnen, ja, Sie haben in der Schweiz gewonnen, aber im Kanton Zürich haben 

Sie nicht gewonnen. Man muss es nochmals wiederholen: Das Resultat im Kanton 
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Zürich war 55,4 Prozent Ja-Stimmen und dies sogar noch, obwohl wir den Flug-

hafen als sehr grossen Arbeitgeber im Kanton Zürich haben.  

Ich bin froh, dass René Isler die These vom menschengemachten Klimawandel 

nach fünf Jahren, in denen ich in diesem Rat bin, endlich akzeptiert, dass wir uns 

keine Voten mehr anhören müssen über unterirdische Tiefseevulkane, welche das 

CO2 und den Klimawandel hervorrufen. Also danke, René, dass du jetzt auch an 

dem Punkt angelangt bist. Menschengemachter Klimawandel heisst ein Problem, 

das im Kollektiv geschaffen wurde, ein Problem, das wir alle miteinander durch 

unseren Lebensstil, durch unsere Mobilitätgewohnheiten, durch die Beheizung 

unserer Häuser und so weiter geschaffen haben; ein kollektives Problem. Und 

jetzt wollen Sie kollektive Probleme individualistisch lösen. Haben Sie, Ueli 

Bamert, nicht vielleicht den Eindruck, dass Sie das Individuum mit einer derart 

grossen Aufgabe überfordern? Haben Sie, René Isler, vielleicht nicht den Ein-

druck, dass man zuerst den Solarstrom «Gold», den Sie wahrscheinlich meinen, 

und nicht den Ökostrom, dass man den vor allem dann bestellt, wenn man merkt, 

alle anderen tun es auch? Dass es eben auch ein kollektives Agreement ist? Auf-

grund dessen, dass wir gemeinsam vorgehen wollen, wollen wir ja einen Schutz-

artikel in der Verfassung. Das ist keine Symbolpolitik; das ist eine gemeinsame 

Absichtserklärung für alle Gemeinden und für den Kanton Zürich und auch für 

alle Bewohnerinnen und Bewohner des Kantons Zürich. Das ist keine Symbolpo-

litik. Was nützt es, geschätzte Fraktion der Klimaschutzverweigerer? Symbolpo-

litik ist Minarett-Verbot, Symbolpolitik ist das Burka-Verbot. Damit nützen Sie 

doch keinem Bauern etwas, wenn es immer weniger regnet und auf den Felder die 

Pflanzen immer schlechter wachsen und man immer mehr Geld für die Bewässe-

rung ausgeben muss. Mit diesem Artikel wollen wir genau auf solche Sachen ein-

gehen und sagen: Wir haben ein Problem, es wird allgemein erkannt und auch der 

Kanton Zürich muss seinen Beitrag dazu leisten. Deshalb braucht es einen Ver-

fassungsartikel. Ich danke Ihnen.  

 

Martin Hübscher (SVP, Wiesendangen): Ich möchte ganz kurz replizieren, wenn 

wir als Klimaschutzverweigerer dargestellt werden, Herr Forrer. Da doch noch 

ein Beispiel: Wir sprechen eben nicht darüber, wir tun es, wir tun es. Ich wage 

eine Behauptung: Wer von den Fraktionsmitgliedern hat prozentual mehrheitlich 

eine Holzheizung? Wer von den Fraktionsmitgliedern in diesem Rat verkauft re-

gionale Nahrungsmittel? Genau das ist, was wir tun. Das ist eben nicht Symbol-

politik. Lesen Sie einmal den Ökotrumpf, eine neue Spalte im Zürcher Bote. Dort 

sehen Sie, dass wir Massnahmen wollen, keine Symbolpolitik. Wir sind keine 

Klimaschutzverweigerer. Wir sehen aber die Tatsachen. Wenn Sie jetzt sagen, es 

sei keine Symbolpolitik, dann bitten nehmen wir in die Zürcher Verfassung alles, 

was in der nationalen Verfassung steht, kopieren wir die ganze Bundesverfassung 

auf kantonaler Stufe. Ich mache Ihnen einen Vorschlag beispielweise zum Artikel 

zur nachhaltigen Landwirtschaft; übernehmen wir das unbedingt in die Zürcher 

Verfassung. Das ist eminent wichtig und überhaupt keine Symbolpolitik, sondern 

das rettet nämlich die Landwirtschaft in der ganzen Schweiz. Da sind wir uns 

wahrscheinlich auch einig. Herzlichen Dank, wenn Sie das akzeptieren, dass wir 
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keine Klimaschutzverweigerer sind, sondern Massnahmen fordern. Und wenn Sie 

mit dieser Diskussion heute ganz sicher mehr gegen das Klima getan haben als 

für das Klima mit aller grauen Energie, die wir heute zusammen verbraten haben. 

Herzlichen Dank. Herr Zeugin hat letzthin gesagt, Sie verschwenden die Arbeits-

zeit, als wir ein fakultatives Referendum für unsere Entschädigung forderten. Ich 

will das nicht sagen. Aber denken Sie einmal nach, was Sie damit konkret zum 

Klimaschutz beigetragen haben. Herzlichen Dank.   

 

Andreas Hasler (GLP, Illnau-Effretikon): Mir dünkt, wir haben heute nicht nur 

einige graue Energie verbraten, wie mein Vorredner gesagt hat, sondern es sind 

auch einige grauen Zellen etwas warmgelaufen. Nehmen wir die ganze Sache et-

was nüchterner: Selbstverständlich kostet der Klimawandel etwas. Aber nicht, 

weil wir es hier drin beschliessen, sondern er kostet uns sowieso. Die Frage ist 

einfach: Wann wir das bezahlen und wie viel wir bezahlen? Ein Autofahrer, der 

auf eine Wand zufährt, bremst vernünftigerweise; er investiert etwas, damit nichts 

passiert. Genau das sollten wir auch tun. Wenn er ungebremst weiterfährt, dann 

wir es für ihn viel teurer. Das ist ein etwas krasses Beispiel, aber genau darum 

geht es. Entweder wir machen jetzt etwas und dann wird es vernünftig oder wir 

müssen später unter noch viel grösserem Druck reagieren. Dann wird es garantiert 

sehr viel teurer. Ich bezahle heute sehr gerne für unsere Handwerker – darum geht 

es –, die den ganzen Wandel nämlich ausführen. Da entstehen neue Stellen, da 

werden Stellen erhalten. Die Handwerker, die das ausführen müssen, die haben 

volle Auftragsbücher. Klimaschutz ist ein Innovationsprogramm; das ist ein In-

novationsprogramm, nicht mehr und nicht weniger. Ich begreife nicht, weshalb 

wirtschaftsaffine Parteien das nicht wahrhaben wollen, dass wir hier die einhei-

mische Wirtschaft stützen, unterstützen, aufbauen. Wenn wir weitermachen wie 

bis anhin, dann geht das Geld weiterhin in sehr hohen Beträgen ins Ausland. Das 

müssen Sie auch einmal zur Kenntnis nehmen. Das ist meine Hauptaussage. Mit 

einem Klimaschutzartikel haben wir das noch nicht erreicht. Aber wir haben die 

Basis gelegt, dass wir die Zürcher, die Schweizer Wirtschaft innovativ halten und 

wir haben damit ein hervorragendes Zukunftsprogramm geschaffen. Danke.  

 

Hans-Peter Amrein (SVP, Küsnacht; fraktionslos) spricht zum zweiten Mal: Ueli 

Bamert hat natürlich recht: Ich habe zwei freudsche Versprecher hier eingebaut 

gehabt. Doch nach all dem, was hier heute von den Ökosozialisten und der links-

liberalen Fraktion der FDP erzählt wurde, darf ich mir auch den einen oder ande-

ren fundamentalen Versprecher leisten.  

Herr Forrer, es hat nichts mit Zynismus zu tun, was meine ehemalige Fraktion 

und meine Parteivertreter hier dargelegt haben und was ich Ihnen hier auch dar-

lege. Wir sind sehr wohl am Klimaschutz interessiert, aber nicht daran, dass der 

Ökosozialismus in der Zürcher Verfassung eingebaut wird. Was hier und heute 

wieder gemacht wurde, war vor allem Angst und apokalyptische Drohkulissen 

aufzubauen. Der Kanton Zürich hat zusammen mit dem Kanton Genf, dem Kan-

ton Basel-Stadt – ich glaube, Neuenburg ist auch noch dabei – das vermaledeite 

CO2-Gesetz angenommen; das sind die Kantone, welche die grösste Staatsquote 
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haben. Und diese Kantone haben am meisten Kantonsangestellte. Nichts gegen 

die Staatsangestellten, die leisten einen sehr, sehr guten Beitrag an unsere Gesell-

schaft, aber gegen ein Wachstum an – ich sage es jetzt – vor allem studierten 

Staatsangestellten, die unsere Universitäten, die heute nicht mehr so gut «geratet» 

sind, leider auf den Markt werfen. Arbeiten Sie hier doch nicht mit dem morali-

schen Zeigfinger und mit Vorschriften. Ich habe es Ihnen schon ein paar Mal ge-

sagt und ich bin überzeugt davon: Forschung und Technologien, darauf muss ge-

setzt werden. Niemand bestreitet, dass wir ein Problem beim Klimaschutz und in 

der Umwelt haben. Wir haben eins. Aber wir haben es unter anderem auch auf-

grund dessen, was Sie hier propagieren – ausser der SVP. Bevölkerungswachs-

tum, Bevölkerungswachstum, bolzen, bolzen, bolzen. Und die Bilder im Zug. Die 

wären nicht so gewesen, wenn nicht alles verbetoniert wäre. Aber natürlich, es ist 

ein gefundenes Fressen für die lieben Kollegen Forrer und Konsorte. Verbieten 

bringt doch nichts. Der freie Markt soll es regeln und nicht Gute gegen Böse, 

Junge gegen Alte, wie es Greta Thunberg (schwedische Klimaaktivistin) und ihre 

Hinterleute tun. Das ist destruktiv. Offenheit gegenüber Innovation. Ja, Jeff Bezos 

(US-amerikanischer Milliardär) hat heute gesagt, er würde ein Fusionsreaktor fi-

nanzieren in England. Und schon kommen die Schreier: Das geht nicht, das kann 

man nicht! Lassen wir ihn doch mal machen. Lassen wir ihn doch forschen. Las-

sen wir diesen Fusionsreaktor bauen und daran forschen, wie man ihn besser 

bauen könnte. Und, was kommt dann nach dem Verbrennungsmotor, lieber Herr 

Baudirektor? Das Elektroauto, wie sie uns heute Morgen erzählen wollten? Ich 

glaube es nicht; ich glaube es wirklich nicht. Der Wasserstoffantrieb? Nicht si-

cher. Synthetischer Treibstoff? Ich weiss es nicht. Etwas anders? Lasst die For-

schung arbeiten. Bis jetzt hat immer der freie Markt zum Ziel geführt, Thomas 

Forrer und nicht die Kolchosen deiner ideologischen Vordenker. Das sicher nicht. 

Und ich bin überzeugt, dass die Zürcher Bevölkerung in den nächsten zwei, drei 

Jahren daraus lernen wird, was uns heute hier im Rat wieder an Angst und apoka-

lyptischen Drohkulissen aufgebaut wurde. Damit dies endlich aufhört, und der 

Markt wieder arbeiten kann und wieder geforscht werden kann an dem, was es 

braucht. Neue Technologien, das braucht es.  

 

Stefanie Huber (GLP, Dübendorf): Ich bin seit 2019 wieder im Rat. Heute ist 

wieder einmal ein Tag, an dem zuzuhören nicht einfach ist. Hier werden einzelne 

Personen verunglimpft, mehrmals. Es werden ganze Gruppen in einen Topf ge-

worfen mit Wörtern, die bei Beleidigungen verwendet werden. Ich verwehre mich 

gegen diese Art der Argumentation. Wir suchen hier nach Lösungen für die Zu-

kunft. Beteiligen Sie sich bitte mit wirklichen Lösungsvorschlägen daran und 

nicht mit Verunglimpfungen. Danke.  

 

Ueli Bamert (SVP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Es tut mir leid, ich wollte 

eigentlich Ihre Zeit nicht nochmal in Anspruch nehmen. Aber Sie wollten eine 

Debatte, Sie kriegen eine Debatte. 

Was mich wirklich ärgert, ist, wenn Vorredner immer wieder sagen – man hat es 

auch immer wieder in den Debatten gehört in den letzten Monaten gehört –, man 
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würde nichts machen, man fahre ungebremst auf die Wand zu. Das stimmt einfach 

nicht, das stimmt einfach nicht. Der CO2-Ausstoss sinkt rapide, pro Kopf sank er 

in den letzten zehn Jahren um 25 Prozent. Wir bezahlen heute schon die höchste 

CO2-Abgabe weltweit. Ich glaube, Schweden bezahlt vielleicht noch ein bisschen 

mehr. Die Hauseigentümer investieren Milliarden. Und Sie kommen hierher und 

sagen, wir würden einfach nichts machen. Das ist respektlos, das ist respektlos 

gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern, die eine grosse Leistung erbringen. Nur 

weil es Ihnen nicht so schnell geht, wie es Ihnen passt, müssen Sie nicht einfach 

die Bevölkerung dermassen beleidigen. Dann kommt immer wieder dieses Mär-

chen: Ja, wieso stimmen denn diese ach so wirtschaftsfreundlichen Parteien – ge-

meint ist natürlich die SVP –, warum stimmen die diesem Jobwunder, diesem 

Wirtschaftswunder nicht zu? Wissen Sie, es passiert etwas. Und davon profitiert 

auch das Gewerbe. Und jeder Hauseigentümer, der eine neue Heizung braucht 

oder ein neues Haus baut oder ein Haus umbaut, der überlegt sich gut, was er 

machen kann. Und dann profitiert das Gewerbe auch. Das Einzige, das wir nicht 

wollen – und ich schaue Herrn Hasler schon die ganze Zeit an; ihm ist es offenbar 

egal; ich spreche eigentlich ihn an –, das Einzige, das wir nicht wollen, ist, dass 

wir hier mit der Brechstange Gesetze machen und die Leute dazu zwingen, ihre 

Häuser zu sanieren. Das sollten Sie als Grünliberale Partei eigentlich zuvorderst 

in ihrem Programm haben. Ich danke für die Aufmerksamkeit.  

 

René Isler (SVP, Winterthur) spricht zum zweiten Mal: Ich habe Ihnen vorhin 

noch etwas ganz Kurzes in dieser lehrreichen Lektion unterschlagen. Winterthur 

hat natürlich noch eine vierte Strom-Art, das ist der sogenannte weisse Strom. Der 

hat noch ein bisschen von den KVA (Kehrichtverbrennungsanlage) und vom so-

genannten schmutzigen Strom. Was ich Ihnen aber eigentlich sagen wollte aus 

wirtschaftlichen Gründen: Sie wissen, der geübte Kollege in diesem Rat weiss, 

ich habe noch nie jemanden namentlich in diesem Rat genannt, ausser lobenswert. 

(Zuruf) Nein, nein, da kannst du jedes Protokoll durchschauen; das mache ich 

nicht. Deshalb nenne ich auch jetzt keine Namen. Aber der grüne Sprecher, der 

machte das nicht unbedingt so schlecht, wie er mich vielleicht wahrnimmt. Er 

zieht einfach völlig die falschen Schlüsse. Ich meine, diesen UNO-Klimabericht, 

den haben Sie auch. Der beginnt schon gut. Von wegen CO2-Sparen: Um 67 Pro-

zent sind die weltweiten Kohlendioxidemissionen seit 1990 gestiegen. Das ist eine 

Zunahme von 22,6 Milliarden Tonnen. Dann gibt es so eine Liste. Ich war bitter 

enttäuscht; ich hatte das Gefühl, wir kommen jetzt unter die ersten 50 oder 100 – 

von wegen. Damit Sie das im Verhältnis sehen als letztes in dieser Lehrstunde. 

China ist mit 29,7 Prozent der Hauptverursacher sämtlicher CO2-Ausstosse. Dann 

mit über der Hälfte, mit 13,9, kommen die USA, vor Indien, Russland, Japan, 

Deutschland. Deutschland ist auch noch weiter, aber die haben 2,0 Prozent. Dann 

die Schweiz ist mit 0,1 Prozent – es sind eben nicht ganz 0,1 Prozent. Wir sind 

führend in Sachen Umweltschutz in Europa; das habe ich auch nicht gewusst. Wir 

dürfen also auch ein bisschen breitbeinig hinstehen, natürlich, selbstverständlich. 

Aber wir kommen auf Platz 152. Und jetzt können wir einfach sagen, jetzt teilen 

wir diese nicht ganz 0,1 Prozent noch durch 23 ganze Kantone, dann reden wir 
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von Promillen. Und dann sagen wir noch, mit wie vielen Milliarden Umverteilun-

gen wir diesen Kanton Zürich an die Wand fahren wollen. Wir verlieren ja jetzt 

schon Unternehmen. Es ist schlussendlich der Giftkasten. Man spricht ideolo-

gisch, man verhindert – vor allem in den links-grünen Städten – sämtliche Ent-

wicklungspotenziale. Dann geht man mit den Steuerfüssen oben zur Decke hin-

aus. Also Winterthur hat innert kurzer Zeit zwei Weltfirmen verloren. Aber die 

gehen nicht nur aus Winterthur weg, die verlassen den Kanton Zürich. Der Thur-

gauer reibt sich die Hand, die Zuger reiben sich die Hände, auch einer unserer 

ärmsten Kantone in der Ostschweiz, der Kanton Schaffhausen. Der ist steuermäs-

sig mittlerweile bald 37 Prozent günstiger … 

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Herr Isler, darf ich Sie bitten, zur Sache zu spre-

chen. Wir reden über den Verfassungsartikel 102a.  

 

René Isler (SVP, Winterthur): Das müssen wir doch unseren Zuschauern und un-

seren Medien und unserer Bevölkerung weismachen, dass es bei diesem Verfas-

sungsartikel darum geht, mit Milliarden etwas zu decken, was wir nicht mehr be-

einflussen können, wir sind unter 0,1 Prozent. Wir können alle in die Höhle. Und 

Sie glauben es kaum: Natürlich, die Luftqualität, die wird besser. Das ist selbst-

verständlich so. Dem müssen wir auch Sorge tragen und auch dem Wasser, dem 

müssen wir auch Sorge tragen. Aber mit Milliarden irgendetwas auf dieser Erde 

etwas geradebiegen zu können, der kleine Kanton Zürich, forget it.  

 

Selma L’Orange Seigo (Grüne, Zürich): Es wurden wieder einmal ein paar Dinge 

gesagt, die ich so nicht stehenlassen kann. Lieber Ueli Bamert, du sprichst natür-

lich von den relativen CO2-Emissionen pro Kopf, die zurückgehen. Das ist ja sehr 

schön. Das Problem ist aber, wir müssen die absoluten CO2-Emissionen auf null 

bringen. Da nützt es uns nichts, wenn wir immer effizienter werden, sondern wir 

müssen absolut auf null. Und nein, da ist die Schweiz nicht auf Kurs: 14 Prozent 

Reduktionen in 30 Jahren zeigt mir klar, dass es so wie bisher mit irgendwelchen 

individuellen Anreizen nicht funktioniert. Es ist eben ein kollektives Problem; 

Thomas Forrer hat das bereits gesagt. Wir stellen überhaupt nicht in Abrede, dass 

es auch in der SVP Leute gibt, die ihre Häuser gut isolieren und so weiter, aber es 

muss eben nicht eine einzelne Person das Problem lösen. Wir müssen als ganze 

Gesellschaft Lösungen finden. Und ja, da passt so ein Verfassungsartikel.  

René Isler, du hast hier von einer Lehrstunde gesprochen; du hattest einen tollen 

Auftritt als Lehrer. Ich knüpfe da an. Du kannst auch etwas lernen von einer So-

zialwissenschaftlerin, die sich mit solchen Sachen schon lange befasst. Beispiels-

weise das mit dem Strom: Weshalb das viele nicht haben, hat damit zu tun, dass 

die Standardlösung eben relevant ist; das ist das Gleiche wie bei der Organspende. 

Viele wechseln einfach nicht, sondern halten am Standard fest. Es ist dann eben 

Aufgabe der Politik, den Standard so zu setzen, dass wir das Ziel erreichen, das 

wir uns gesetzt haben. Und das Ziel heisst nun mal Klimaschutz. Das Klima lässt 

nun mal nicht mit sich verhandeln. Ich belasse es hiermit. Es wurden so viele 
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kruden Dinge gesagt, doch das waren die wichtigsten, die ich korrigieren wollte. 

Danke.  

 

Regierungsrat Martin Neukom: Erlauben Sie mir zuerst ein paar staatspolitische 

Grundsätze, staatspolitische Überlegungen bezüglich des Unterschieds zwischen 

der Verfassung auf Stufe Bund und der Verfassung auf Stufe Kanton zu erwähnen. 

Der Bund kann nur Aufgaben erfüllen, die ihm die Verfassung zuweist. Das 

heisst, jedes Gesetz braucht explizit eine Verfassungsgrundlage und jede Hand-

lung des Bundes braucht eine Verfassungsgrundlage. Beim Kanton ist das anders; 

die Kantone sind souverän – so sagt es die Bundesverfassung in Artikel 3. Das 

heisst, alle Rechte, die nicht dem Bund übertragen werden, sind per se beim Kan-

ton. Somit hat die Kantonsverfassung eine ganz andere Funktion als die Bundes-

verfassung. Das wurde nur in der Debatte kurz angedeutet. Der Kanton kann 

Sachbereiche regeln, die nicht in der Kantonsverfassung festgehalten sind, das 

heisst, die ganze Aufgabennorm in der Kantonsverfassung ist nicht im juristischen 

Sinne zwingend erforderlich, sondern sie definiert lediglich die wichtigen öffent-

lichen Aufgaben, die in diesem Kanton zu erfüllen sind. Das ist ein wesentlicher 

Unterschied. Beispielsweise ist die Sicherheit eine wichtige öffentliche Aufgabe, 

die Gewährleistung der Sicherheit, Artikel 100, oder das Fördern des Wohneigen-

tums und des gemeinnützigen Wohnungsbaus, Artikel 110, oder das Bildungswe-

sen ist eine wichtige öffentliche Aufgabe, Artikel 115, oder die Gesundheitsver-

sorgung, Artikel 114. Sie sehen, das sind alles wichtige öffentliche Aufgaben und 

diese sind in der Verfassung verankert, weil wir sagen, das sind unsere Grunds-

ätze, das ist die höchste Rechtsordnung. Da verankern wir das, was wir als wirk-

lich wichtig erachten; das sind alles wichtige öffentliche Aufgaben. Und jetzt die 

Frage: Ist Klimaschutz eine wichtige öffentliche Aufgabe? Ich bin der Ansicht, 

Klimaschutz ist sogar eine der wichtigsten öffentlichen Aufgaben in dieser Zeit, 

sie ist die Herausforderung des Jahrhunderts, wenn man das so sagen darf. Des-

halb ist es aus meiner Sicht ganz klar gerechtfertigt, dass diese wichtige öffentli-

che Aufgabe in der Kantonsverfassung Eingang findet.   

Nun gab es noch ein paar sonderbare Bemerkungen: Es wurde gesagt, dass das 

noch keine Lösung für das Klimaproblem sei, wenn man das in der Kantonsver-

fassung verankere. Das stimmt zu 100 Prozent. So ist es auch keine Lösung für 

die öffentliche Sicherheit, wenn in der Kantonsverfassung verankert ist, dass Kan-

tone und Gemeinden für die öffentliche Sicherheit zu sorgen haben. Also, das gilt 

für alle Verfassungsartikel, die Kantonsverfassung ist die oberste Rechtsordnung. 

Natürlich löst diese alleine noch nicht die Probleme, sondern das, was man nach-

her daraus macht, löst sie.  

Noch zwei, drei Worte zur Kritik: Es wurde erwähnt, dass der Artikel 102, der 

Umweltschutzartikel, dass dieser eigentlich bereits genüge. Hierzu nur zwei 

Kommentare: Einerseits ist der Klimawandel ein globales Problem. Das haben 

wir sonst bei der Umweltpolitik nicht in diesem Ausmass, das heisst, wir schützen 

grundsätzlich, wenn wir Umweltschutz betreiben, die Umwelt im Kanton Zürich. 

Beim Klimawandel ist es ein bisschen anders, wir haben nur ein einziges Klima, 

und es ist global; das CO2 verteilt sich global. Deshalb kann auch der Kanton das 
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– das stimmt schon – nicht alleine managen. Der Kanton kann nur etwas zur Lö-

sung dieses globalen Problems beitragen. Das zweite, das dagegenspricht, geht an 

jene, die sagen, das sei schon im Artikel 102 subsumiert. Man kann die Verfas-

sungsratsprotokolle konsultieren, das heisst, man kann schauen, worüber disku-

tiert wurde, als dieser Artikel eingeführt wurde. Als der Artikel 102, als der Um-

weltschutzartikel in der Kantonsverfassung vom Verfassungsrat einführt wurde, 

wurde das Klima nicht erwähnt. Deshalb ist es vermutlich nicht mitgemeint.  

Frau Kantonsrätin Zahler hat gesagt, es sei nicht sinnvoll, wenn jeder Kanton sein 

eigenes «Zügli» fahre. Da bin ich dezidiert anderer Meinung, Frau Zahler. Ich bin 

der Ansicht, dass genau das eine der Stärken der Schweiz ist. Natürlich ist es 

manchmal ein bisschen träge und kompliziert, aber der Föderalismus ist eine der 

grossen Stärken, die wir in der Schweiz haben. Es braucht den Klimaschutz auf 

allen Stufen, nicht nur auf Stufe Bund. Noch zum letzten kritischen Punkt: Es 

wurde bemängelt, es gehe hier nur um Symbolik. Natürlich, in der Politik geht es 

manchmal um Symbolik, beispielsweise beim Klimanotstand. Ich glaube, da wa-

ren wir uns einig, da geht es um ein Symbol. Aber ich hoffe, wir haben Konsens, 

dass Verfassungsartikel nicht bloss symbolischen Rang haben; es handelt sich bei 

der Verfassung um unsere oberste Rechtsordnung. Und ich hoffe schwer, wir ha-

ben da Konsens, dass die oberste Rechtsordnung nicht bloss einen symbolischen 

Rang hat.  

Fazit: Klimaschutz ist eine wichtige Aufgabe. Es ist daher gerechtfertigt, Klima-

schutz in der Kantonsverfassung zu verankern. Und, Herr Hübscher, zum Mit-

schreiben: Es ist der gesamte Regierungsrat, ich spreche wie immer im Namen 

des gesamten Regierungsrats.  

Also im Rahmen des gesamten Regierungsrates bitte ich Sie um Zustimmung zum 

neuen Verfassungsartikel 102a gemäss Mehrheitsantrag der STGK und ich bitte 

Sie, die beiden Minderheitsanträge abzulehnen. Besten Dank.  

 

Abstimmung 

Der Kommissionsmehrheitsantrag wird dem Minderheitsantrag Zahler ge-

genübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 121 : 46 Stimmen (bei 0 Ent-

haltungen), dem Kommissionsmehrheitsantrag zuzustimmen. Auf die Vor-

lage wird somit eingetreten.  

 

Detailberatung 

 

Titel und Ingress 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

I. Die parlamentarische Initiative KR-Nr. 232/2018 von Beat Bloch wird geän-

dert, und es wird nachfolgende Verfassungsänderung beschlossen.  

 

Minderheitsantrag von Hans-Peter Brunner, Michael Biber, Fabian Müller: 
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I. Die parlamentarische Initiative KR-Nr. 232/2018 von Beat Bloch wird abge-

lehnt. 

 

Hans-Peter Brunner (FDP, Horgen): Wir kommen wieder zur Sache. Es geht jetzt 

um die Frage, wie dieser Artikel inhaltlich allenfalls noch verbessert werden kann. 

Im erläuternden Bericht zu Absatz 2 wird festgehalten, dass die von Kanton und 

Gemeinden ergriffenen Massnahmen geeignet sein müssen, um die in Absatz 1 

genannten Ziele zu erreichen. Es ist der FDP wichtig, bei dieser Gelegenheit und 

im Vorspann zu unserem Minderheitsantrag darauf hinzuweisen, dass die Eig-

nung der Massnahme nur eines der drei durch Artikel 5 Absatz 2 der Bundesver-

fassung kumulativ verlangten Elemente für ein rechtsstaatliches Legiferieren und 

Handeln darstellt. Neben der Eignung müssen auch die Voraussetzungen der Er-

forderlichkeit und der Verhältnismässigkeit beachtet werden. Und es wird eine 

Rolle spielen, jetzt, bei der Erklärung des Minderheitsantrags. Das führt dazu, 

dass wir beantragen, als zweiten Satz die notwendige Berücksichtigung des Ver-

ursacherprinzips explizit zu statuieren. Der Wortlaut ist: Sie – das heisst der Kan-

ton und die Gemeinden – berücksichtigen dabei – das heisst bei der Umsetzung 

von Klimaschutzmassnahmen – das Verursacherprinzip. 

Die ausdrückliche Erwähnung des Verursacherprinzips ist der einzige mittelbare 

Verweis auf die individuelle Eigen- und Mitverantwortung der natürlichen und 

juristischen Personen in diesem neuen Artikel, der ansonsten nur den Kanton und 

die Gemeinden anspricht und in die Verantwortung nimmt. Die Verfassung soll 

aber primär auch Bürgerinnen und Bürger unseres Kantons ansprechen und ihnen 

Richtschnur für die eigene Wertehaltung und das eigene Verhalten sein. Dadurch 

wird auch die Rolle des Staates beziehungsweise des Systems etwas relativiert 

und ein Gleichgewicht zum doch sehr etatistischen Absatz 3 des Artikels herstellt. 

Denn eines ist gewiss: Es werden hauptsächlich die privatwirtschaftliche Innova-

tionsfähigkeit und die Investitions- und Risikobereitschaft sein, welche unsere 

Gesellschaft, unseren vernetzten Planeten letztendlich erfolgreich durch die 

grosse Klimaherausforderung führen werden. Dafür benötigen die privaten Ver-

antwortungs- und Handlungsträger jedoch möglichst effektive und unverzerrte 

Anreize; dafür braucht es Kostenwahrheit. Wie die empirische Erfahrung welt-

weit eindrücklich zeigt, ist es die konsequente Umsetzung des Verursacherprin-

zips, welche zu wirksamen und schnellen Erfolgen führt und welche am besten 

von der Bevölkerung verstanden und mitgetragen wird. 

Es erstaunt die FDP deshalb insbesondere, dass die sich liberal nennende GLP 

dieses urliberale und bewährte Anliegen nicht unterstützen und mittragen will. Es 

ist nämlich nur dieser eine, kurze Satz, der dem neuen Klimaschutz-Artikel eine 

einzige, dringend notwendige liberale Note gibt, indem er den Kanton und insbe-

sondere auch die Gemeinden dazu verpflichtet, bei jeder durch sie zu ergreifenden 

Massnahme das liberale Verursacherprinzip mindestens zu bedenken. Es ist die 

sinnvolle Ergänzung zur oben erwähnten Beachtung der Prinzipien des rechts-

staatlichen Handelns, vom dem ich gesprochen habe. Die Wahrscheinlichkeit, 

dass mit der Beachtung des Verursacherprinzips auch die Erfordernisse der Eig-

nung und vor allem der Verhältnismässigkeit erfüllt werden, ist sehr gross. Im 
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Gegensatz dazu laufen Massnahmen, welche sich eher am Gemeinlastenprinzip 

orientieren, oft Gefahr, Verantwortlichkeiten und Kosten zu verwischen oder da-

mit andere Ziele mit zu verfolgen, typischerweise um Subventionen oder Umver-

teilungsabsichten zu legitimieren. Die FDP ist gegenüber solchen Massnahmen 

sehr skeptisch und lehnt sie grundsätzlich ab.   

Es wäre deshalb eine grosse verpasste Chance, nicht dem bewährten Umwelt-

schutzartikel 102 in unserer Kantonsverfassung zu folgen und auch in dessen 

«Schwester»-Artikel 102a, Klimaschutz, das funktionierende und gesellschaftlich 

akzeptierte Verursacherprinzip auf Verfassungsebene mit einer offenen Formu-

lierung als Richtschnur zu etablieren. Eine Unterstützung dafür müsste gerade von 

der GLP erwartet werden können. Oder liegt ihr tatsächlicher Fokus eben doch 

eher auf Intervention, Staatsdiktat und Finanzierung durch allgemeine Steuermit-

tel anstelle verursachergerechter Abgaben, also deutlich mehr staatlich-grün als 

freiheitlich-liberal? Darum: Wer schlanken, transparenten und umverteilungs-

freien Klimaschutz will, der punktgenau wirkt und schnell greift, der entscheidet 

sich wo immer möglich fürs Verursacherprinzip. Das ist liberale, faire und nach-

vollziehbare Klimapolitik. Nur das Verursacherprinzip vermag echte Kosten-

wahrheit zu garantieren. Die FDP beantragt deshalb unmissverständlich, das be-

reits im Umweltrecht festgehaltene, sich bewährte Verursacherprinzip auch im 

Klimarecht explizit zu statuieren und bittet um Ihre Unterstützung. Wenn Sie 

diese Unterstützung aus fadenscheinigen Gründen verweigern, wenn Sie sogar 

hinter das zurückfallen, was im Umweltrecht bereits erreicht wurde, dann verpas-

sen Sie die Chance auf eine überzeugende, leicht erklärbare und schnell wirkende 

Klimapolitik. Eine Klimapolitik, die sich nicht klar und einfach am Verursacher-

prinzip orientiert, wird bei der bürgerlich denkenden Mehrheit wenig Unterstüt-

zung finden, wie das Beispiel des vor zwei Wochen in der Schweiz abgelehnten, 

offenbar zu etatistisch-dirigistisch empfunden CO2-Gesetz mit undurchsichtigen 

«Kässelis» und umverteilenden Fonds zeigt. 

 

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Wir wurden angesprochen: Die GLP unterstützt den 

Mehrheitsantrag der STGK und nicht den Minderheitsantrag. Natürlich ist die An-

wendung des Verursacherprinzips, wie die FDP dies fordert, auch im Klimaschutz 

wichtig; auch für uns ist es wichtig. Ja, es ist ein liberales Anliegen, das es zu 

berücksichtigen gilt. Trotzdem unterstützen wir diesen Minderheitsantrag nicht. 

Weshalb? 

Primär, das Verursacherprinzip ist im Gegensatz zum Klimaschutz-Artikel bereits 

in der Verfassung verankert, und zwar im Artikel 102 Absatz 2, also im gleichen 

Artikel, über den wir jetzt sprechen, einfach ein paar Zeilen weiter oben. Dies gilt 

somit auch für den Klimaschutz im Grundsatz; eine zusätzliche Erwähnung wäre 

aus unserer Sicht doppelt gemoppelt. Die GLP ist zudem der Meinung, dass das 

Verursacherprinzip in Form von Massnahmen auf Stufe der Gesetzgebung ein-

fliessen soll, so wie es das CO2-Gesetz mit der Lenkungsabgabe auf fossile Heiz-

stoffe heute schon regelt, so wie es auch das revidierte, leider nicht angenommene 

neue CO2-Gesetz noch erweitert hätte, nämlich für die Treibstoffe und der Flug-

ticketabgabe. Die Anwendung des Verursacherprinzips ist nicht ein Ziel oder ein 
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Grundsatz, sondern für uns ein Wie zur Zielerreichung. Vor allem deshalb gehört 

es auf die Gesetzesebene, in das Gesetz, in dem wir noch viele Dinge zum Klima-

schutz weiter regeln werden. Da ist es richtig aufgehoben und nicht nochmals in 

der Verfassung. Besten Dank.  

 

Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Eine explizite Erwähnung des Verursacherprinzips 

auf Verfassungsebene lehnen die Grünen ab. Neben dem Verursacherprinzip wer-

den wir beim Klimaschutz auch immer wieder – und wahrscheinlich auch sehr 

häufig – das Gemeinlastprinzip in Betracht ziehen müssen. Es wird der Sache 

nicht gerecht, wenn wir bereits auf Verfassungsstufe das eine Prinzip dem anderen 

vorziehen. Wir wollen den Klimaschutz nicht schwächen, in dem bei jedem Ge-

setz die Frage nach dem Verursacher, der Verursacherin so hoch gewichtet wer-

den muss. Dort, wo es möglich ist, werden wir selbstverständlich das Verursa-

cherprinzip verfolgen, aber dann bitte mit einer Kostenwahrheit, nicht so wie es 

heute läuft, sondern wirklich mit einer Kostenwahrheit. Die anstehenden Gesetz-

gebungsprozesse in diesem zeitkritischen Bereich wollen wir aber nicht unnötig 

erschweren oder gar verlangsamen. Und wir wollen auch nicht riskieren, dass wir 

mit einer Bevorzugung des Verursacherprinzips die Verwendung von staatlichen 

Mitteln für den Klimaschutz erschweren.  

Das Argument, dass im Umweltschutzartikel in der Verfassung auch das Verur-

sacherprinzip stehe, das greift zu kurz. Im Umweltschutz ist es tatsächlich einfa-

cher, einen Verursacher, eine Verursacherin zu finden; bei Verschmutzung von 

Böden, von Flüssen ist es klar, wer was verursacht hat. Beim Klimaschutz mit den 

komplexen Prozessen, die in unserem Klima im Gang sind, ist es deutlich schwie-

riger zu eruieren, wer was verursacht hat. Das Klima macht ja schliesslich nicht 

an der Kantonsgrenze halt. Daher lehnen wir diesen Passus auf Verfassungsstufe 

ab.  

 

Hans-Peter Amrein (SVP, Küsnacht; parteilos): Sonja Gehrig hat es richtig dar-

gelegt, zumindest in den ersten Zweidritteln ihrer Rede hier, wo sie begründet hat, 

warum das Verursacherprinzip nicht in die Verfassung gehört. Wie ich den Ver-

treter des linkliberalen Flügels der FDP, Hans-Peter Brunner, hier verstehe, ich 

zitiere ihn: Er will dem Bürger die Richtschnur für die eigene Werthaltung und 

sein Verhalten geben. Das kann es ja nicht sein. Das kann es ja nicht sein von 

einem Liberalen. Das kann es sein von einem Linksliberalen, ja, aber dann ist er 

irgendwie bald mal beim Sozialismus, den wollen Ihre Wähler, den möchte ich 

als Ex-Wähler der FDP in jungen Jahren auch nicht. Das liberale Verursacher-

prinzip, ich stehe auch zum liberalen Verursacherprinzip, aber nicht zum linksli-

beralen Verursacherprinzip, wie es die FDP hier vertritt.  

 

Alex Gantner (FDP, Maur): Ich möchte gerne an das Votum meines Fraktions-

kollegen Hans-Peter Brunner anknüpfen. Nun, aus meiner Sicht ist es tatsächlich 

Zeit für eine neue Verfassungsnorm betreffend Klimaschutz. Aber es kommt jetzt 

wirklich entscheidend darauf an, was wir beim Klimaschutz in die Verfassung 
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schreiben. Dies liegt in unserer Verantwortung; wir müssen hier und heute dar-

über diskutieren, nachdem das ja schon in der vorberatenden Kommission getan 

wurde. Dies vor allem auch in Hinblick auf die zwingende Volksabstimmung, die 

bei dieser Verfassungsergänzung bevorsteht.  

Was soll der Leitgedanke dieser Verfassungsnorm sein? Das ungeschriebene Ge-

meinlastprinzip? Oder eben – expressis verbis – das festgehaltene Verursacher-

prinzip? Es ist eine wichtige Weichenstellung, die wir aus meiner Sicht mit Be-

dacht und Besonnenheit und vor allem auch informiert beschreiten müssen. Wir 

haben es gehört: Die nationale Umweltschutzgesetzgebung ist eine Erfolgsstory, 

hier in der Schweiz, aber auch aus internationaler Sicht, und dies seit über 40 

Jahren, das war in den 1980er Jahren, als das Thema Umweltschutz auf den Radar 

kam. Und diese Erfolgsstory ist sicher auch in der ganz klaren Verankerung des 

Verursacherprinzips in der Gesetzgebung begründet. Das Verursacherprinzip ist 

in der Schweiz, ist im Kanton Zürich akzeptiert und etabliert. Eine solide Basis, 

welche Garant ist für eine schrittweise ausbaufähige Gesetzgebung inklusiv Ver-

ordnungen in den Bereichen Luft, Wasser, Boden, Abfall, Abwasser et cetera. 

Politikbereiche müssen – das haben wir auch bei der CO2-Abstimmung vor zwei 

Wochen gesehen – erklärbar sein, verständlich sein für den sogenannten einfachen 

Mann, für die einfache Frau auf der Strasse. Der Verfassungsrat des Kantons Zü-

rich hat in seiner Weisheit bei der Totalrevision der Kantonsverfassung in den 

Nullerjahren beim Umweltschutzartikel genau das Erfolgskonzept «Verursacher-

prinzip» mit einer relativ scharfen Formulierung in Absatz 2 von Artikel 102 auf-

genommen. An dieser Tradition sollten wir ansetzen.  

Von der GLP bin ich in dieser Debatte recht irritiert und auch enttäuscht. Es war 

die GLP, die hier gesagt hat, wir müssen Verantwortung übernehmen. Ja, wir als 

Produzenten, wir als Konsumenten, wir als mobile Bevölkerung, wir als Unter-

nehmen und Wirtschaftssubjekte, wir alle mit unserem täglichen Handeln und un-

seren täglichen Entscheidungen, durch die wir stets Verursacherinnen und Verur-

sacher sind. Die Einbettung des Verursacherprinzips mit einer relativ offen for-

mulierten Umschreibung, wie es die FDP beantragt hier jetzt im Klimaschutzarti-

kel, wäre ein deutliches Signal für uns alle und vor allem für unsere Bevölkerung 

und alle Betroffenen im Kanton Zürich, auch für unsere Wirtschaft. Schaffen wir 

die Grundlage für eine neue Erfolgsstory, nämlich in der Klimapolitik, so wie wir 

in den 1980er Jahren auf Bundesebene in der Umweltschutzpolitik mutig waren, 

mit der verfassungsmässigen Verankerung des Verursacherprinzips als prioritäre 

Leitlinie. Das versteht unsere Bevölkerung; sie wird somit die nächsten Schritte 

bei der Gesetzgebung, bei der Umsetzung von verschiedenen Massnahmen, diese 

viel eher mitgetragen, weil es an die Tradition des Verursacherprinzips, der Kos-

tenwahrheit ansetzt und vom Souverän verstanden wird. Das ist politische Nach-

haltigkeit. 

 

Hans-Peter Brunner (FDP, Horgen) spricht zum zweiten Mal: Lieber – was soll 

ich jetzt sagen? Sicher nicht rechtsliberal, schon gar nicht liberaler, aber doch – 

guter Kollege Hans-Peter Amrein, les extrêmes se touchent. Das passiert heute 

auch wieder in diesem Rat, wenn sich Leute von den beiden extremen Flügeln 
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irgendwo treffen. Und hier geht es, und da möchte ich doch den Baudirektor zi-

tieren, der sogar gesagt hat, dieses Gerede von der Eigenverantwortung. Ich gehe 

davon aus, Herr Baudirektor, Sie haben das nicht mit Ihren Ratskollegen im Re-

gierungsrat abgesprochen, wie Sie immer behaupten. Das ist eine despektierliche 

Äusserung, und Hans-Peter Amrein würde Sie dabei wahrscheinlich unterstützen. 

Das ist eine despektierliche Äusserung zu einem Thema, das für uns sehr wichtig 

wird in der Zukunft, nämlich die Übernahme von Verantwortung, auch von Ei-

genverantwortung auch für das Klima. Das mit Abstand wirkungsvollste, ein-

leuchtendste und transparenteste Mittel wäre in jedem Fall die möglichst konse-

quente Anwendung des Verursacherprinzips, wie die anfänglich hoch umstrittene 

Einführung der Abfallsack-Gebühr eindrücklich zeigt. Natürlich hat das Gemein-

lastenprinzip seinen Platz, vor allem dort, wo es um öffentlichen Klimaschutz o-

der um das klimaverträgliche Verhalten der öffentlichen Hand selber geht. Aber 

es kann doch nicht sein, dass unter dem Titel «sozialverträgliche Klimapolitik» 

die zwei, offenbar einem Menschenrecht entsprechenden, Flugreisen auf die Insel 

oder auch das Fahren eines kräftigen und entsprechend kraftstoffhungrigen SUV 

anstelle eines einfacheren Subarus im idyllischen Hörnligebiet als Gemeinlast der 

Allgemeinheit verrechnet werden sollen. Das gleiche Thema wird im Kanton vor 

allem der anstehende Ersatz der fossilen Heizanlagen über die kommenden Jahr-

zehnte bringen: Hier soll das Verursacherprinzip für die Eigentümer spielen in-

klusive Überwälzung des fairen Mehrwerts, so es denn einen gibt, auf die Mieten. 

Soziale Härten sind gemäss unseres dichten sozialen Auffangnetzes abzufedern – 

und sicher nicht über die Klimapolitik. Wenn unter den Stichworten «soziale 

Klimapolitik» oder gar «System Change» weiter die sozialistische Umvertei-

lungsideologie bewirtschaftet werden sollte – da bin ich mit dir, Hans-Peter Am-

rein –, wird das Volk vermehrt Nein sagen, auch zu an sich wichtigen und richti-

gen Klimaschutzmassnahmen. Ich bitte Sie, das zu bedenken 

 

Stefan Schmid (SVP, Niederglatt): Besten Dank, dass ich hier nochmals die Gele-

genheit habe zu präzisieren; es ist mir wirklich ein Anliegen, geschätzter Herr 

Baudirektor. 

Die Regierung hat sich grundsätzlich positiv zum neuen Klimaschutz-Artikel ge-

äussert. Sie sieht die Notwendigkeit für den Antrag Brunner nicht. Aber sie hat in 

ihrem Schreiben diesen Antrag auch nicht als irgendwie minderwertig oder so 

abgetan. Ich habe das in meinem Votum gesagt: Der Antrag Brunner ist entbehr-

lich – Wortwörtlich. Er ist aus Sicht der Regierung entbehrlich, und die Regierung 

macht im selben Schreiben darauf aufmerksam, dass dieser Antrag kein Unding 

wäre, zumal derselbe Grundsatz beim Umweltschutz gelte. Nach meinem Ver-

ständnis kann die Regierung mit beiden Anträgen leben; soweit habe ich das 

Schreiben der Regierung interpretiert. Es ist nicht so, dass die Regierung Feuer 

und Flamme für den einen Antrag ist und der andere Antrag ein Unding ist. Das 

einfach zur Präzisierung, damit wir hier Fairplay im Rat haben. Besten Dank.   

 

Gabi Petri (Grüne, Zürich): Ich bin ja nicht bekannt für liberale Politik, nicht 

ausgesprochen. Aber heute muss ich sagen, das, was uns Hans-Peter Brunner in 
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seinem ersten Votum vorgetragen hat, ist komplett richtig. Und ich verstehe nur 

eines nicht, warum wir dem nicht folgen können. Das einzige Bedauerliche ist, 

dass wir diese Grundsätze des Verursacherprinzips durch den Freisinn vortragen 

lassen müssen. Ich werde mit dem Freisinn stimmen. Alles andere ist beim Kli-

maschutz wirklich zu wenig.  

 

Matthias Hauser (SVP, Hüntwangen): Das Verursacherprinzip hat auch etwas 

sehr Unsoziales. Es gibt Menschen, die wohnen in der Peripherie, die möchten 

auf dem Land wohnen und nicht zentral. Die verbrauchen nur schon für einen 

Transportweg, für einen simplen Weg, zum Beispiel von Wasterkingen nach Rafz 

in die nächste Metzgerei, mehr Benzin, als jemand, der zentral in der Stadt lebt. 

Wer also hier für ein Verursacherprinzip spricht, der ist auch gleichzeitig für die 

Zentralisierung; der sagt, eigentlich müssten die Menschen zentral wohnen, mög-

lichst nahe beieinander, möglichst in gemeinsamen Häusern, die gemeinsam ge-

heizt werden können. Individualismus und Naturnähe, die Verteilung der Men-

schen in die Landschaft, die wollen wir nicht. Einfach, dass wir klar sind, wovon 

wir sprechen. In diesem Punkt ist das Verursacherprinzip sehr unsozial und unge-

eignet. Die ganze Vorlage ist ungeeignet, und der Punkt mit dem Verursacher-

prinzip macht sie doppelt ungeeignet.  

 

Hans-Peter Amrein (SVP, Küsnacht; fraktionslos) spricht zum zweiten Mal: Ich 

nehme den Faden von meinen Kollegen Hauser auf. Natürlich hat Gabi Petri recht 

im Grundsatz; absolut. (Heiterkeit) Ja, da könnt ihr lachen. Ich habe schon den 

einen oder anderen Vorstoss mit ihr gemacht und muss sagen, sie macht es hier 

im Rat gut. Jetzt aber zurück zum Gerede der Eigenverantwortung. Natürlich, 

Hans-Peter Brunner, spreche ich nicht vom Gerede der Eigenverantwortung, 

wenn du hier von Eigenverantwortung redest. Und ich unterstelle dir auch, dass 

du diesen Antrag mit ehernen Gründen und Vorsätzen gemacht hast. Nur fehlt mir 

ein wenig der Glaube, was dann der liebe Staat daraus macht. Deshalb bin ich 

dagegen, weil ich liberal bin und nicht linksliberal. Wenn ich dann lese oder noch-

mals lese, was du uns hier sagst, «dem Bürger Richtschnur für die eigene Wert-

haltung und ihr Verhalten sein». Ja, wer entscheidet das dann? Der Staat? Und 

dann sind wir wieder bei Matthias Hauser, oder? Da beisst sich die Katze wirklich 

gewaltig in den Schwanz. Und deshalb darf man diesen Artikel nicht unterstützen.  

 

Regierungsrat Martin Neukom: Ja, lieber Herr Brunner, Sie haben mich bezüglich 

der Haltung der Regierung zum Thema «Eigenverantwortung» angesprochen. Ich 

denke, man muss unterscheiden: Eigenverantwortung wofür? Man hat Eigenver-

antwortung für sein eigenes Leben, für sein eigenes Einkommen vielleicht, viel-

leicht noch für die Familie; Dinge, die man selber unter Kontrolle hat. Aber ich 

glaube, es ist etwas schwierig, wenn man sagt, es liegt in der Verantwortung jedes 

Einzelnen, ein grosses globales Problem zu lösen. Ich denke, das funktioniert ein-

fach nicht. Hier ist die Regierung ganz klar der Ansicht: Appelle an die Eigenver-

antwortung nützen nicht oder reichen zumindest nicht aus, um das globale Prob-

lem Klimawandel anzugehen.  
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Zum Verursacherprinzip selber: Wie gesagt, wir sehen das relativ entspannt. Man 

kann das so schreiben; es steht ja: «Sie berücksichtigen das Verursacherprinzip» 

– also die Kantone und die Gemeinden. Das ist nicht abschliessend, das heisst, 

man hat eine bestimmte Freiheit. Der Kantonsrat würde mit der Berücksichtigung 

des Verursacherprinzips dem noch eine bestimmte kleine Note geben. Wir als Re-

gierung sehen die Notwendigkeit nicht gegeben und empfehlen Ihnen daher, die-

sen Antrag abzulehnen.  

Ein Wort noch inhaltlicher Natur, Matthias Hauser hat darauf hingewiesen. Hier 

bin ich teilweise mit ihm einverstanden: Das Verursacherprinzip ist natürlich dort 

problematisch, wo es Verursacher gibt, die nicht gross dazu beitragen können, 

gerade jene, die beispielweise in einer Mietwohnung wohnen und nicht direkt 

dazu beitragen können. Oder, wie Sie erwähnt haben, gibt es natürlich Leute, die 

einen Job haben oder an einem Ort wohnen, wo es dann mit der Anwendung des 

Verursacherprinzips schwierig wird. Da kann das Verursacherprinzip natürlich 

soziale unerwünschte Folgen haben. Deshalb denke ich, ist es wichtig, gerade 

wenn wir das Abstimmungsresultat zum CO2-Gesetz anschauen, dass wir mit un-

terschiedlichen Prinzipien arbeiten und uns nicht auf ein einziges Prinzip, das 

Verursacherprinzip, versteifen. 

Im Namen des Regierungsrates empfehle ich Ihnen, diesen Minderheitsantrag ab-

zulehnen. Besten Dank.  

 

Abstimmung 

Der Kommissionsmehrheitsantrag wird dem Minderheitsantrag Brunner 

gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 126 : 38 Stimmen (bei 1 

Enthaltung), dem Kommissionsmehrheitsantrag zuzustimmen. 

 

Titel und Vorbemerkungen 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

I Die Verfassung des Kantons Zürich vom 27. Februar 2005 wird wie folgt geän-

dert: 

 

Art. 102a 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Somit ist die Vorlage materiell durchberaten. Das 

Geschäft geht an die Redaktionskommission. Bei der Redaktionslesung befinden 

wir auch über römisch II und III der Vorlage. 

 

Das Geschäft ist für heute erledigt.  
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